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Die frangoftide Schulpolitik an der Saar iſt in ein eigen⸗ 
artiges Licht gerückt worden durch Vorgänge, wie fie in der 
vorletzten und letzten aang, des Landesrats zur Sprache 
gekommen ſind. In dieſen Sitzungen iſt durch den ſozial⸗ 
demokratiſchen Landesratsabgeordneten Lehrer Bernhard 
Schneider auf Grund bisher nicht widerlegten Akten⸗ 


materials nachgewieſen worden, daß die Schulabteilung der 


Regierungskommiſſion unter verantwortlicher Leitung der 


Herren Notton und Colling ein Verwaltungsverfahren ein⸗ 
geſchlagen hat, das offenbar darauf gerichtet iſt, das ge⸗ 
ſamte Schulweſen im Saargebiet auch in ſeiner kleinſten 


Gliederung in ihre Hand zu bekommen, alſo eine Kontrolle 


auch über die internſten Schulangelegenheiten einzurichten 


und ihm fo in zunehmendem Maße ſeinen Geiſt einzuimpfen. 


Wenn es ſich darum handelte, eine einwandfreie Kontroll⸗ 
tätigkeit zur Durchführung der Beſtimmungen des Saar⸗ 
ſtatuts auszuüben, ſo könnte man dieſe Abſicht verſtehen und 
wohl auch gutheißen. Dennoch müßte dabei berückſichtigt 
werden, daß das Selbſtverwaltungsrecht der 
Gemeinden dadurch nicht angetaſtet wird und daß ihre Schul⸗ 
verwaltungsrechte keine Verkümmerung erfahren. Immer 
vorausgeſetzt, daß oberſter Grundſatz und Leitgedanke hierbei 
die Achtung vor den vertraglichen Beſtimmungen wäre. 


Aber leider liegen die Dinge anders. Der Abgeordnete 
B. Schneider hat in der Landesratsſitzung vom 19. Mai 
darauf hingewieſen, daß die Hauptſchuld an der 
fortſchreitenden Franzöſierung der deut⸗ 
ſchen Schule und an der zunehmenden Aus⸗ 
dehnung der nr. Schule nicht in erſter 
Linie der bisherige Kultusminiſter Graf von Moltke⸗Huit⸗ 
feld trägt, ſondern daß die beängſtigenden Erſcheinungen 
fortſchreitender Franzöſierung des ſaarländiſchen Schul⸗ 
weſens in der verhängnisvollen Tätigkeit der 
Schulabteilung zu ſuchen find. Umſo beſchämender und 
und niederdrückender iſt dieſe Tatſache, als die leitenden 
Mäner dieſer Schulabteilung eben die genannten Herren 
Notton und Colling, alſo Deutſche, ſind. 


Es iſt nicht unſere Aufgabe, einer ſich anſcheinend an- 
bahnenden Aufklärung über das ganze Syſtem Notton⸗ 
Collingſcher Schulpolitik vorzugreifen. Erſt müſſen die poli⸗ 
tijden Parteien des Saargebiets hierin eine Atmöſphäre 
ſchaffen, die die Behandlung dieſer Frage koslöſt von jeder 
parteipolitiſchen Einſeitigkeit oder Engherzigkeit. Eines aber 
sett und muß {don heute gejagt werden: die Herren 
otton und Colling haben das Vertrauen, 

as ihnen bisherohne Voreingenommenheit 
von den politiſchen Parteien und von der 


Masken. 


Bevölkerung des Saargebiets entgegenge⸗ 
bracht wurde, in gröblichſter Weiſe mißbraucht. Es zeugt 


nicht von einem guten Gewiſſen, wenn die Herren Notton 


und Colling das von den Herren Schneider und Martin zur 
Kenntnis gebrachte Material dadurch unwirkſam zu machen 
verſuchen, daß fie die Ankläger durch Diſziplinarverfahren 
gegen ſie mundtot zu machen verſuchen. Ein gewiſſenhafter 
und ſeiner guten Sache gewiſſer preußiſcher, bayeriſcher, alſo 


deutſcher Beamter würde die einzig mögliche Konſequenz 


gezogen und gegen ſich ein Diſziplinarverfahren beantragt 
haben. Herr Notton ſowenig wie Herr Colling haben das 
getan, ſondern anſcheinend verſucht, durch einſeitige Bericht⸗ 
erſtattung den jetzigen Kultusminiſter Don Carlos Eſpinoſa 
de los Monteros gegen die Abgeordneten und die 
Parteien des Landesrats 2 Wenn die Herren 
Notton und Colling hierzu das * herleiten aus den 
eigenartigen Verhältniſſen, die die Regierungskommiſſion 
des Saargebiets durch ein autokratiſches 
und durch Rechtlosmachung des Landesrats geſchaffen haben, 
ſo iſt es vielleicht doch an der Zeit, die Herren daran zu 
erinnern, daß ſie augenblicklich zwar Beamte der 
Saar regierung find, daß fie aber als deutſche 
Beamte der Saarregierung zur Verfügung 
geſtellt wurden in der ſelbſtverſtändlichen Annahme, 
daß ſie die deutſchen Intereſſen im Rahmen der Saarſtatuts⸗ 
beſtimmungen gewiſſenhaft vertreten. Herrn Notton und 
Colling muß heute geſagt werden, daß fie di ‘J es Bers 
trauen zum Schaden der deutſchen Sache im 
Saargebiet aufs Mr mißbraucht 
haben. Wie ein ſolches Verhalten ſowohl vom morali⸗ 
ſchen, vom nationalen wie vom chriſtlichen Standpunkt zu 
beurteilen iſt, darüber werden ſich die beiden Herren ſicher⸗ 
lich nicht im Zweifel ſein. 


Wenn darüber noch irgendein Zweifel beſtanden hat, ſo 
iſt er behoben worden durch die unerſchrockene Veröffent⸗ 
lichung des Akten materials durch den Ober⸗ 
bürgermeiſter von Saarbrücken, Herrn Dr. 
Neikes. Wir wiſſen ſehr wohl, daß dieſer Schritt für Herrn 
Dr. Neikes nicht ohne Gefahr iſt. Wenn er vor Gott und 
ſeinem Gewiſſen im Intereſſe einer loyalen Anwendung 
der Saarſtatutsbeſtimmungen nicht anders handeln zu können 
glaubte, ſo beweiſt er damit, daß er den Rechtsſtandpunkt 
und das Rechtsempfinden nicht verletzten laſſen will, wie 
es verſucht wird und geſchehen ijt von Perſonen, die ver⸗ 
möge ihrer Stellung und ihrer Vorbildung ein Vorbild von 


Gewiſſenhaftigkeit, Ehrenhaftigkeit und Treue geben ſollten. 


Herrn Dr. Neikes gebührt für ſein unerſchrockenes Auftreten 
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l he Wie geſagt, vor dieſe Frage ſehen ſich jetzt die Herren 

0 Soweit wir unterrichtet ſind, beſteht bei allen Parteien 
des Saargebiets parteipolitiſche Klugheit genug, um die 
Felten des wahren Charakters der Herren Notton und 


olling nicht etwa parteipolitiſch nach der einen oder anderen 
Seite hin auszuwerten. Hier handelt es ſich um gröbliche 


Täuſchung des Vertrauens, das den genannten Herren ent⸗ 
gegengebracht wurde. Dafür iſt keine Partei verantwort⸗ 
lich zu machen. Wir glauben weiter darüber unterrichtet 
ou ſein, daß von allen deutſchen Parteien des Saargebiets 
n ſachlicher Weiſe verſucht wird, den verantwortlichen 
* für das Schulweſen, den erſt kürzlich ernannten 
Don Carlos Eſpinoſa de los Monteros über den wahren 
Charakter der Herren an Hand einwandfreier Unterlagen 


aufzuklären. Man geht dabei von der Vorausſetzung aus, 


daß der Vertreter einer der ritterlichſten und aufrichtigſten 
Nationen, wie es die ſpaniſche iſt, Objektivität genug beſttzt, 
um Verrat am eigenen Volke eben als Verrat zu betrachten. 
Der ritterliche Spanier wird deshalb ſein Urteil auch dann 
unparteiiſch fällen, wenn er auf der anderen Seite wird felt 
ſtellen mii 2 daß die Tätigkeit der —— Notton und 
Colling im Sinne der Ziele gewiſſer 

regierung liegt. Dieſe fachliche Aufklärung, die bisher bei 
der bisherigen Zuſammenſetzung der Regierungsfommiffion 
erfolglos bleiben mußte, wird hoffentlich nunmehr die Atmo⸗ 
ſphäre reinigen, woran der Völkerbundsrat als Treuhänder 
das allergrößte nyt haben muß. Die Haupt] wird 
daher ſein, daß die kühle Zurückhaltung, die in dieſer An⸗ 
gelegenheit — Kenner wiſſen, daß fle dunkel und ſchwül ſchon 


rſonen der Saar⸗ 
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rückhaltloſe Anerkennung nicht nur der um ihre Rechte ſeit Jahren iſt — auch in Zukunft geübt wird, fo daß es der 
a end rr ſondern auch des anzöſiſchen Propaganda und den Kreiſen, die Notton⸗ 
ganzen deutſchen Volkes. Auf ſeine Veröf n wird Colling zu ſtützen verſuchen, nicht möglich iſt, von „nationa⸗ 
zurückzukommen fein; heute ſei nur feſtge ‘ 8 liſtiſchen Machinationen“, „bezahltem preußiſchen Heimat⸗ 
eine Klarſtellung in der effen iti fei dienſt“ und ähnlichem Unfinn zu faſeln. Wenn es durch Gee 
Herren Notton und ng ſich vor die Frage geſtellt | ſchick und lichkeit gelingt, die Bereinigung dieſer muffi⸗ 
„Haben wir das in uns geſetzte Vertrauen von deut⸗ | gen politiſchen Atmosphäre in der frage zu vollenden, 
t Seite reſtlos erfüllt oder * unjer Verhalten die Deus dann kann auch damit gerechnet werden, daß andere Bore 
n als vertreten wir die Annexionsziele der anderen | gänge im Saargebiet, die an gewiſſe korrupte Erſcheinungen 


der ſogen. „rheiniſchen Separatiſtenbewegung“ erinnern, 
ebenfalls geklärt und im Intereſſe eines — Rufes des 
a im Sinne des Geiſtes dieſes Bundes abgeſtellt 
werden. 


Eines muß noch erwähnt werden. Notton und Genoſſen 
haben ſich bei Behandlung dieſer ganzen Angelegenheit nicht 
daran erinnert, daß fie aus preußiſch⸗deutſcher Verwaltung 
— und im preubile ⸗deutſchen Rechtsſtaat ihre 

usbildung erfahren haben. Sie haben ſich vielmehr der 
korrupten Annexionsmethoden der Franzoſen bedient. Wenn 
ein Beweis für ihre dunklen Wege notwendig wäre, ſo wird 
er dadurch erbracht, daß ſieſich ausgerechnet durch 
den Richert⸗Courrier „verteidigen“ laſſen. 
Wären ſie aufrechte deutſche Männer, dann würden fie mit 
Entrüſtung gegen dieſe „Verteidigung“ proteſtieren und es 
dem S Blatte entſchieden unterſagen, dieſe Fälſchung 
der Wahrheit in Verbindung mit ihren Namen fortzuführen. 
Daß ſie es nicht tun, zeugt nicht dafür, daß ſie die deutſchen 
Intereſſen vertreten oder vertreten wollen. 


Lange genug ſpielen die Herren Notton und Genoſſen 
und ihre Hintermänner dieſe verderbliche Rolle gegen das 
Deutſchtum an der Saar. Aber vielleicht iſt es noch nicht 
u ſpät, das Unheil aufzuhalten, das ſie ſchon angerichtet 
aben. Dazu iſt in erſter Linie Einigkeit der Bevölkerung 
und Ausſchaltung aller parteipolitiſchen Empfindlichkeit oder 
Heißſpornigkeit erforderlich. Zu den deutſchen Parteien und 
ihren führenden Perſönlichkeiten haben wir das Vertrauen, 
daß fie dieſen Kampf mit ihren guten Waffen zum ſieg⸗ 
reichen Ende führen. 


der Schulſtandal an der Saar. 


Wir erwähnten bereits in inſerer letzten Nummer, daß der 
rou Landesratsabgeordnete Lehrer Bernhard Schneider in 


Landesratsſitzung am 19. Mai d. J. ſchwere Anklagen gegen 


die Schulabteilung der Saarregierung richtete. Die Anklagen 
find fo ungeheuerlich, daß wir, um keine Mißdeutungen aufkommen 
zu laſſen, zunächſt davon abfahen, ausführlicher darauf zurück⸗ 
ukommen. Nachdem pi inzwiſchen herausgeſtellt hat, daß es 
ch um einwandfreies, aktenmäßig feſtſtehendes Material handelt, 
das Herr Schneider vorbrachte, halten wir es für unſere Pflicht, 
eingehender darauf zurückzukommen. 


Die Mißwirtſchaft in der Schulabteilung. 


Abg. Bernhard Schneidet leitete ſeine Anklagen durch 
2 im Namen der ſozialdemokratiſchen Fraktion geſtellte An⸗ 
„Iſt der Regierungstommiffion die in den letzten Tagen in 

der Preſſe ſpontan zum Ausdruck gekommene tiefgehende Er⸗ 
der des geſamten Saargebiets über die unheilvollen Folgen 
der izwirtſchaft in der Schulabteilung der 
Regierungskommiſſion bekannt und was gedenkt ſie 


r Beſeitigung der Uebelſtände und damit zur Beruhigung der 


völkerung zu tun?“ 


Die in der Anfrage betonte Mißwirtſchaft in der Schul⸗ 
abteilung hätte man — die einen in ohnmächtigem Zorn, die 
andern in Aale verſtandenem Parteiintereſſe, die dritten in 
allzugroßer chtnahme — leider allzu lange ertragen. Er ſtellte 
feſt, daß die Schulabteilung der Regierungskommiſſion, der nach 
dem Haren Wortlaut des Friedensvertrages und nach dem Willen 
des Völkerbundes die ſaardeutſche Schule zu treuen Händen an⸗ 
vertraut iſt, es 
Aufgabe zu erfüllen durch 


1. ſyſtematiſche Mißachtung der kommunalen Selbstverwaltung 
auf dem Gebiete der Schule; | 


2. planmäßige Franzöſierung der ſaardeutſchen Jugend; 


ertiggebracht hat, das genaue Gegenteil ihrer 


Anklagen gegen Notton, Colling und Baterrodt. 


— 


3. einen verwaltungsmäßigen Geſchäftsgang, der in ſeiner Un⸗ 
ſachlichkeit und ſeinem langſamen Ablauf uns Deutſchen gang 
unglaublich erſcheint und den Verdacht auf eine Perjonals 
politik hervorruft, wie ſie nach deutſchem Empfinden nur in 
der Atmosphäre politiſcher Unſauberkeit möglich iſt. 

Mit befreiendem Lachen denke er noch heute zurück an einen 
Verſuch der Schulabteilung, eine Schulkommiſſion der Stadt Saar⸗ 
brücken zum ſchnelleren Arbeiten bzw. zur Faſſung eines Beſchluſſes 
im Sinne der Regierungskommiſſion zu — zwingen. Das war am 
1. 12. 21, und es drehte ſich damals um die Franken⸗ 
beſoldung der ſtädtiſchen Lehrer und 
Lehrerinnen. Auf einmal hätte ſich ein Herr zum Wort 
gemeldet, der ſich als Oberregierungsrat Colling und 
Beauftragter der Schulabteilung hätte vorſtellen laſſen, habe ein 
armdickes Geſetzbuch zur Hand genommen, um der Verſammlung 
an Hand irgendeines Paragraphen aus einer Verfügung vom 
23 10. 1817 „nachzuweiſen“, daß er die Mitglieder der Kommiſſion 
zur Faſſung des von ihm verlangten ſchluſſes zwingen 
könnte. ie aber ſtehe es mit der verwaltungstüchtigen 
Schneidigkeit des Herrn Colling in ſeinem eigenen Reſſort? Zur 
Beantwortung dieſer Frage würde es genügen, auf die Aus⸗ 
führungen der „Saarbrücker Zeitung“ vom 6., 10. und 17. d. M. 
hinzuweiſen. Herr Schneider führte aber an Hand amtlich ein⸗ 
wandfrei feſtſtehenden Aktenmaterials noch insgeſamt 20 kraſſe 
Einzelfälle an, die, wie Schneider es nannte, 


enthüllten. ein Syſtem bewußter Nückſichtsloſigkeit 


Der Redner beleuchtete eingehend die Nichtabnahme der 
Reifeprüfung des Saarbrücker Kindergärtnerinnenſeminars, 
über die bereits mehreremals berichtet wurde und wies dann 
nach, daß trotz der Anerkennung des Städtiſchen Lyzeums 2 (ehem. 
Kableſchule) als höhere Schule durch die Regierung die Be⸗ 
ſtäti gung der von der Stadt gewählten Lehrer und 
Lehrerinnen vielfach verſagt worden iſt. Wenn die recht⸗ 
liche Stelle de: Schulen keine Handhabe zu einem Einſchreiten 
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te, greiſe Herr Colling zu kleinlicheren Mitteln. So habe er 
ie Bam, Kaufmänniſche und Gewerbliche Fortbildungsſchule in 
„Oeffentliche Handelsſchule“ und „Oeffentliche Gewerbeſchule“ 
durch eine Verfügung umgewandelt. Da ſie keine Unterſchrift ge⸗ 
tragen habe (1), Pel die egg Soe Verfügung durch die Stadt 
ſelbſtverſtändlich unterblieben. Die Dragonerkaſerne fet 
der Stadt zu Schulzwecken von der Schulabteilung nur unter 
per Bedingung zugeſagt worden, daß die Stadt die Kaſerne nach 
Angabe der Regierung ausbaue, obwohl viele Schulen 
in weit ſchlechteren Räumen untergebracht ſeien. Man mute hier 


der Stadt eine Ausgabe von 2 Millionen Franken 7 Bezügli 
der Wohnungspolitik führte der Redner einen Fall an, 


wona 
der Studienrat Tewes von Herrn Colling eine Verfügung er⸗ 


wirkte, 23 ihm die vorher einem Handelslehrer zugeſagte 


N erwieſen werden ſolle, „eventuell unter Um⸗ 
ehung entgegenſtehender Verfügungen“. Ferner 
ot dem Gewerbelehrer Kahl in Saarbrücken die Direktorſtelle an 

r Völklinger Gewerbeſchule in Ausſicht geftellt ſein, wenn er 
dem Redakteur des „Saarkurier“, Schöttler, ſeine nung — 
Verfügung ſtelle. Ueber die Nichtbeantwortung von Eingabe 


teilte der Redner folgende Fälle mit: 

ga) Füt die Neufeſtſetzung der Schulkoſtenbeiträge an der 
ſtädtiſchen kaufmänniſchen und gewerblichen 1 ungsſchule 
wurde die Genehmigung nachgeſucht am 14. Mai 1923 VII 876. 
Erinnert am 15. Juni 1923, 16. Juli 1923, 15. Auguſt 1923, 
20. Oktober 1923. Die Regierungskommiſſion teilte am 18. Oktober 
1923 mit, daß beabſichtigt ſei, die Angelegenheit durch das Be⸗ 
demnächſt generell zu regeln. Weitere angela 


noch aus. Infolge der Verzögerung hat im Nechnungs 
1923 die Erhebung der Schulkoſtenbeiträge ohne jede rechtli 
Unterlage erfolgen müſſen. 

b) Wegen der Staatszuſchüſſe für die höheren und mittleren 
Schulen der Stadt Saarbrücken wurde mit der Schulabteilung 
verhandelt. Auf den Bericht vom 11. März 1924 VII 166 betr. 
Bedingungen zur Gewährung von Staatszuſchüſſen iſt trotz der 
Erinnerungen vom 22. April eine Nachricht nicht eingegangen. 

c) In Verfolg eines Sparprogramms der Stadt Saarbrücken 
ollte zu Oſtern 1923 die dritte Seminarklaſſe des Städtiſchen 

hrerſeminars eingehen. Die Schulabteilung erhob Einſpruch, 
und die Städtiſche a pene hat daraufhin der verlangten 
Beibehaltung zugeſtimmt unter der Bedingung, daß die Perſonal⸗ 
koſten für die Klaſſe 1923, 1924, 1925 auf die Landeskaſſe über⸗ 
nommen werden. Mit Bericht vom 29. Mai 1923 VII 930 hat die 
Stadt um Beſtätigung (ſchriftlich) darüber gebeten, daß die Re- 
gierungskommiſſion, wie mündlich zugeſagt, die Perſonalkoſten, wie 
von der Finanzkommiſſion vorausgeſetzt, übernimmt. 

Erinnert am 20. 6. 23, 24. 7. 23, 28. 8. 23, 25. 9. 23, 7. 11. 23, 
10. 12. 23, 24. 1. 24, 20. 3. 24. Antwort iſt nicht 2 

Dieſe Schlampereien wurden, wie der Redner mitteilte, mit 
„techniſchen Schwierigkeiten“ (1) entſchuldigt. Das Tollſte aber, 
was der Redner vorbrachte, war die Angabe, daß manche dieſer 
techniſchen Schwierigkeiten darauf zurückzuführen er daß der 
Direkior der Schulabteilung eine Sekretärin eingeſtellt habe, die 
weder richtig leſen noch ſchreiben könne, die Schreibmaſchine mit 
einem Finger bediene und wohl nur deshalb angeſtellt worden 

i, um dem bekannten Herrn Ridert einen Gefallen zu erweiſen. 
ie Dame war nämlich vorher — Haushälterin bei Herrn Richert 
und hat dieſe Stelle natürlich bei dem Wegzug ihres Die 


verloren! 

* Idfrage führte der Redner aus: Liegt etwa alle 
Schuld bei dem franzöſiſch orientierten Dänen, dem . 
Regierungsfommilfjar für Kultus und Schulweſen, dem Grafen 
Moltke⸗Huitfeld? Die tiefſte Schuld ſicherlich; aber Graf 

oltke wäre machtlos geweſen, wenn er nicht willfährige Helfer 
gefunden hätte. Wir behaupten daher: Nicht Moltke⸗Huitfeld 
oder gar ſein Nachfolger Eſpinoſa, ſondern die „deutſchen“ 
Männer, die als verantwortliche Berater um Moltke waren und 
immer noch um Eſpinoſa find: 


die Herren Notton, Colling, Baterrodt und ihr Anhang 
tragen die Schuld. 


— ſein, daß wir bei Einzelheiten Behauptung noch ver- 
chiedener Auffaſſung ſind, aber die Auffaſſung im Prinzip wird 
t ganze Landesrat teilen. Ich erinnere nur an den Leitartikel 
t „Saarbrücker Landeszeitung“ vom 11. d. Mts., in dem fie 
mit anerkennenswerter Sachlichkeit ihren Leſern nachweiſt, daß 
die Schuld an der Franzöſierung unſerer Jugend einzig und allein 
in der Schulabteilung der Regicrungstommiffion liegt. 
Wenn Herr Colling den erſchreckend langſamen Geſchäftsgang 
einer Abteilung, ſeine Paragraphen⸗Ehrfurcht und Paragraphen⸗ 
ehnſucht, ſeine Abneigung gegen Perſonen, die ihm prodeutſch 
erſcheinen, ſein Achſelzucken für die Nahrungsſorgen und Finan 
nöte der Lehrer und Lehrerinnen, die Beunruhig ng der my 2 
kinder und die Verärgerung der Eltern über das Wohl der ihm 
unterſtellten Schulen, Kinder und Lehrer ſtellt, ſo iſt doch wirklich 
die Frage erlaubt, ob dieſes vollkommene Verſagen 
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e Regierungstommiffion ſich von der der 
uſt labteilung 
f — und für eine ebenſo ſchnelle wie gründl che Abhilfe 


Abg. Martin (Ztr.) bedauerte, daß noch in fo er Stunde 
eine ſo wichtige Frage angeſchnitten worden Dring⸗ 
lichkeit des Gegentande gebiete eine fofortige Behandlung. 
Ohne Zweifel ſei eine Reihe der vorgebrachten 
8 lle rigtt argeſtellt, und es berühre etzlich, 

ieſe Vorkommniſſe, die auch weiteren Kreiſen bekannt ſeien, zur 
Kenntnis nehmen zu müſſen. Eine öffentliche Beſprechung fet let 
Notwendigkeit. Auch die Zentrumsfraktion be vergangene 
Woche Beſchwerde geführt. Einige dieſer Beſchwerdepunkte wolle 
et vorbringen. So Verlautbarungen der maßgebenden 
etren der Schulabteilung die Regierungsvorlage betr. Schul⸗ 
ommiſſion wieder aufleben. Landesrat habe — 
vergangenes Jahr dieſe Vorlage abgelehnt, und die Catrina 
tion verwahre ſich dagegen, eine abgelehnte Vorlage, die i 
übrigen auch mit überwältigender Mehrheit von dem Parteiaus⸗ 
chuß der 2 ttet verworfen worden i nachträglich auf 
treiben der Schulabteilung Geſetz werde. $ die 1 
fraktion wolle, habe ſie in ihrem enentwurf niederge est. — 
ge. 


et könne beſtätigen, daß auf Eingaben keine Antwort erfo 
ute warte der katholiſche Lehrerverband des Saargebiets auf die 
chriſtliche Erlaubnis zum Wiederanſch an den kat 


li 
— des Deutſchen Reiches, während den katholi 
Lehrerinnen und dem Freien Lehrerverband dieſer rt fuk an 

attet fet. Seit 


Verbände im Reiche 3 on ſeit zwei Jahren gel 

1 arn fei kein Junglehrer mehr angeſtellt worden, ob 

im Etat die Stellen — tang eien. Ein Grund ſei bis heute 
n angegeben worden. Man vermute aber die Erwartung 


weiteren Ausbreitung der franzöſiſchen Schule 


und die Furcht vor zuviel angeſtellten Lehrern. t die Volks⸗ 
chule man überhaupt nicht viel ihre Ver⸗ 
retung noch für ihre Arbeit. Die zuſtändigen 2 ſeien 

abbau und 
ammenlegung von Klaſſen. Wo Un Kinder 


bung der 
tm 


zur Be rde ſei 
exponierteſte Stelle der 


ganze Saa loſſen gegen die Schulabteilung Stellung 
nehmen und fein Menſch an verantwortlicher Stelle werde vers 
indern können, daß Seſchehniſſe der letzten Jahre mit den 
ntenfionen der Schulabteilung indentifiziert werden. 

Abg. Schmelzer (Deutſch⸗Saarl. Volkspt.) unterſtrich die Aus⸗ 
führungen Schneiders und bedauerte, wegen der vorgerückten Zeit 
nicht noch weiteres Material hinzufügen zu können. Er bemerke, 
daß man aus der Tatſache, daß die beiden Vorredner Lehrer 
ſeien, nicht den ade A d 15 daß die Angelegenheit nur 


eine ſolche der Lehrer} b. ſei. e ganze Bevölkerung müſſe 
das größte Intereſſe an den og | unmöglichen Verhältniſſen 
der — so — Den beiden Herren müſſe auch die 
Bevölkerung hohe Anerkennung ſchon deshalb zollen, weil bei dem 


Schreckensregiment in der Schulabteilung 


von ihnen ein Fates Mut notwendig ges 
weſen fei, die Dinge im Landestat vorzu⸗ 
bringen. Die ganze Angelegenheit betreffe aber nicht nur die 
Saarbevölkerung in ihrer Geſamtheit, ſondern finds aud tibet 
das Reſſort der Schulabteilung weit hinaus. Die —— 


kommiſſion müſſe ſich damit befaffen, und insbeſondere 
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des Herren Celling nue pA. 
dagogiſcher, verwaltungstechniſchen und alle | 
gemein menſchlichen Qualitäten ober cum anf a 
einem Druck ſeines Chefs, oder gat auf beiden 
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r 
ertetlt werden, ſerbff wenn ein ausmartiger | 
Lehrer herbeigeholt werden müßte. Warum werde 
hier nicht geſpart? Sepligli der franzöſiſchen len verlange | 
das Zentrum nach wie vor 1 * 
alle ſaarländiſchen Kinder, die 
keit die — Schulen beſuchen dürfen. Im Inſereſſe einer 
gedeihlichen larbeit dürfte nur ein einmaliger Uebertritt 
von einer Schule zur anderen — ſein. Traurig ſei es, daß 
die ——— an einige Bürgermeiſter und Landräte habe | 
Anweiſung ergehen laſſen, die euch Varſchriften über 
Beſtrafungen unentſchuldigter 11840 
niſſe auf die Kinder der Domanialſchule nicht ans 
zuwenden. Watum das Meſſen mit zweierlei Maß? — 
betrübend ſei die Tatſache, daß die Schulabteilung trotz Einga 
der Saarbrücker Str es hat zulaſſen können, * ſogar 
rn sſchulkinder zur zweiſprachigen 
ſiſchen Schule übertreten konnten. Grund 
| angen Gaarregterung. She fei dee tule 
turelle Schutz und der Sau des deutſchen Golfstums an der 
Saat anvertraut. Nan könne aber nicht daß fie ihre 
Iflicht erfüllt Wenn die Dine len, werde das 
| | 
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das ſaarländiſche Mitglied auf, [iG nicht durch reſſort⸗ 
mäßige Bedenken abhalten * laſſen, an einet 
n der Schulabteilung mitzuhelfen. 
Die Tatſache, daß hier die Vertreter dreier Parteien, die ſonſt in 
Schulangelegenheiten nicht die gleichen Anſichten vertreten, ein⸗ 
mütig die gleichen Klagen gegen die Schulabteilung erhöben, 
müſſe ihn unbedingt dazu veranlaſſen, geeignete Schritte i unter⸗ 
nehmen. Zum Schluß ftellt der Redner feſt, daß Herr Schneider 

ein Material rein fachlich * und jeder Schärfe 
in der Form enthalten habe. Er ſtelle das beſonders deshalb 
| er annehme, da 


i t, weil er die beiden Abgeordneten bei der 
1 — Immunität von ihrer vorgeſetzten Behörde angegriffen 
würden. 


Wie richtig dieſe Mutmaßung des Abg. Schmelzer war, ergibt 
ſich aus einer Veröffentlichung in der Saarbrücker „Volksſtimme“, 
wonach nicht etwa die ſtark belasteten Herren Notton, Colling 
und Vaterrodt zur Rechenſchaft gezogen ſondern ein 


Difziplinarverſahren gegen den Ubg. B. Schneider 


eingeleitet wurde. In der Veröffentlichung, die von der ſozial⸗ 
demoktatiſchen — 1 2 ausgeht, wird feſtgeſtellt, daß 
Miniſterialdirektor ta}. . Rotton am 23. Mai mittels einer 
an den Lehrer B. aston gerichteten Vorladung den 
Abgeordneten B. Schneider verantwortlich zu ver⸗ 
— — verſucht hat. Die ſozialdemoktatiſche Landesratsfraktion 
lickt darin nicht nur einen Mißbrauch der Dienſt⸗ 
9 enüber dem Lehrer Schneider, ſondern auch einen 
1 egen den Abgeordneten Schneider, 
ie das entſchiedenſte Proteſt erhebt. Die Zuſchrift 
nn 


Dem Genoſſen Lehrer neider, der am 9. April d. Is. 
Herr 3 Prof. Dr. Notton im 5 des er⸗ 
wähnten nehmungsverſuches befohlen, ab 24. d. Mis. zur 
zurückzukehren, und dieſe auffällige 
r mit begründet, daß Genoſſe Schneider noch nicht 
im 0 111 


e walt 
e berger 


der ſtaa en Beſtätigung als Mittel⸗ 


Da aber Herr Minifterialdireftor Profeſſor 
r. Notton von der ordnungsmäßigen ee des Genoſſen 
Schneider aus dem Volksſchuldienſt zwecks Aufnahme ſeiner 


it 7. April amtlich 
lich erfolgten Uebertritt 
perſönlich unter⸗ 


Tätigkeit an der Mittelſchule bereits 
Kenntnis hat, zudem von dem tat 
zur Mittelſchule ſeit 29. April au 


aßregelung, deren Annahme für uns undenkbar ijt. Am 


Dr. Notton Dr. in 
Herten ſt e r 


Dr. 82 und 
e 


eordneter 


gung des Lehrers 
neuen Amt an der Mittelſchule bereits 
unterwegs i Da die am 19. Mai unterwegs befindli 

Beſtätigung bis heute noch nicht eingetroffen iſt, werden die 


Herren Prof. Dr. Notton und Dr. Colling darüber Auskunft 


haben, ob ſie die berufliche Maßregelung eines Abgeor 
neten dauernd aufrechterhalten wollen. Die 
—— des Landestats hat auf Grund dieſes Sachverhalts an 
ſtell vertretenden Vorſitzenden des Lanvesrats ein Schreiben 
geri tet, in dem es u. a. beißt 1 Fraktion 
s Landesrates erblickt in eſem ritt untergeordneter Ree 
erungsſtellen (Verhör des Abg. Schneider) eine Untergra⸗ 
ung des Rechts der Immunität, die nach wie vor 
als eines der Grundrechte des Landesrates gefordert wird und 
zum mindeſten aus Gründen des politiſchen Anſtandes reſpektiert 
werden müßte. Dieſe Achtung vor politiſchen Rechten und An⸗ 
ſprüchen haben die Beamtenſtellen der Regierungskommiſſion 
vermiſſen laſſen. Die ſozialdemokratiſche Fraktion gedenkt nicht, 
derartige beamtliche Eingriffe in die politiſche Freiheit eines 
bgeordneten gefallen zu laſſen und beantragt daher, daß der 
Vorſtand des Landesrates unverzüglich eine außerordentliche 
Sitzung des Landes rates einberuft mit der Tagesordnung: Bers 
letzung der politiſchen Freiheit und zu beanſpruchende Immu⸗ 
nität des Abgeordneten Bernhard Schneider. Die ſozialdemokra⸗ 
tiſche Fraktion muß der 1 ſein, daß der nicht be⸗ 
amtete 2 und Vorſtand des Landesrates bei der Ent⸗ 
ſchließun die Anberaumung einer r 
Sitzung den gerechten Anſprüchen des Volkes und ſeiner Ab⸗ 


geordneten Rechnung zu tragen verpflichtet iſt.“ 


lids 


| 


Die „Neunk. Voltsztg.“ bemerkt hierzu u. a. folgendes: 
von Miniſterialdirektor Pr. Notton Versus 
dienſtlichen Maßregelung eines qu ihm in einem dienſtlichen 
Verhältnis 77 — unbequemen Volksvertreters ſtellt die Krone 
des bisher feſtgeſtellten ſaarländiſchen Schulſkandals dar. Eine 

rage tut not: Die Stellungnahme des neuen Kultusminiſters 

on Carlos Eſpinoſa de los Monteros nicht nur zum Falle der 

auch zu en Notton⸗ ng-Baterrodt ſe e 

dringend der Klärung. ‘ en 


Soweit wir unterrichtet a ift von den Landestats⸗ 
ktionen ein Schritt bei dem Miniſter Don Carlos Eſpinoſa de 
Montetos unternommen worden, allerdings mit einem Er⸗ 
gebnis, das nicht erwarten vr daß dem verletzten — 
empfinden und dem Schrei nach ſeitigung der himmelſchreie 
Zuſtände in der Schulabteilung der Saarregierung Rechnung ge 
tragen wird. Wir enthalten uns noch jeglichen Urteils, fürchten 
aber. daß die ände ſchon jo weit getrieben find, daß von elner 
bands ds der rſchütterung der deutſchen Schule an der Saar 
durch das Verſchulden und durch die Tätigkeit der Schulabteilung 
eſprochen werden muß. Die franzöſiſche [politik an der Saar 
en allem Anſchein nach vor einem — Siege in der gleichen 
0 und mit den gleichen entideidenden Jaben wie in der 
Währungsfrage — und „deutſche Männer“ haben dieſes Werk 
vollenden helfen! 
* 


Senſationelle Enthüllungen über die Schul⸗ 
politik der Regierungskommiſſion! 


Der Bürgermeiſter von Saarbrücken, Dr. Neikes, nimmt in 
den Blättern von Saarbrücken Stellung gegen den Leiter der 
Schulabteilung der Saarregierung, den Miniſterialdirektor 
Dr. Notton. Seit Jahr und Tag iſt die Stadtverwaltung ge⸗ 
zwungen, einen ſcharfen Abwehrkampf gegen die Politik der Schul⸗ 
abteilung, die ganz auf Franzöſierung des geſamten Schulweſens 
an der Saar eingeſtellt iſt, zu führen. Das Vorgehen des ge⸗ 
nannten Miniſterialdirektors hat in der letzten Zeit Formen ane 
genommen, welche den Bügermeiſter von Saarbrücken gezwungen 
haben, Zuflucht zur Oeffentlichkeit zu nehmen. Die letzte Veran⸗ 
laſſung dazu gab eine Erklärung des Miniſterialdirektors 
Dr. Notton, er werde eine Erklärung in der Preſſe gegenüber den 
Vorwürfen veröffentlichen, welche die Landesratsabgeordneten 
Schneider (Sozialdemokrat) und Martin (Zentrum) in der vor⸗ 
letzten Sitzung des Landesrats gegen ihn erhoben hatten. In der 
langen Erklärung des Bürgermeiſters, die beinahe eine Seite der 
im Groß⸗Format erſcheinenden Blätter füllt, weiſt das Stadt⸗ 
oberhaupt von Saarbrücken nach, daß Dr. Notton in ver⸗ 
ſchiedenen Fällen ſeine mündlich gegebenen Zu 
ſagen bei nachträglich ſchriftlicher 
etheblich einzuſchränken wußte. Wichtiger für die 
Beurteilung der ſaarländiſchen Zuſtände iſt ein anderer Punkt, 
den der Bürgermeiſter am Schluſſe ſeiner den Leiter der Schul⸗ 
abteilung moraliſch geradezu vernichtenden Erklärung ausführlich 
darlegt. Dieſer Teil der Erklärung des Bürgermeiſters, det 
übrigens charakteriſtiſch für die im Saargebiet herrſchenden Zu⸗ 


ſtände iſt, lauten: 


„Ich ſehe mich aber veranlaßt, in dem Augenblick, in dem 
ich eine Erklärung über das Verhalten der Schulabteilung 
gegenüber der Stadt Saarbrücken vor der Stadt, vor der Oeſſent⸗ 
lichteit abzugeben habe, auch die Oeffentlichkeit über die Bors 
gänge aufzuklären, die ſich in dem Verfahren auf Beſtätigung 
der von der Stadtverordnetenverſammlung der Stadt Saar⸗ 
brücken in die Direktorſtelle am Reform-Realgymnafium ers 
wählten Herren ereignet haben. In der Beſprechung mit dem 
Herrn Miniſter Eſpinoſa de les Nonteros am 19. Mai 1924 
habe ich die Schulabteilung gebeten, mir die Fründe anzugeben, 
die zur Nichtbeſtätigung des Herrn Stadtſchul⸗ 
rats Bongards als Direktor des Reform-Realgymnafiums 
geführt haben. Herr Dr. Notton berief ſich in Gegenwart des 

Herrn Miniſters für die Nichtbeſtätigung des Herrn Stadtſchul⸗ 
rats Bongards auf die damalige Stellungnahme des 
Philelegen⸗Berbandes, dak dieſer als Direktor nur 
eine Perſönlichkeit wünſche, die bisher im höheren ſaarländiſchen 
Schuldienst tätig geweſen ſei. Herr Dr. Notton habe da⸗ 
mals den Vorſitzenden des 
bandes, Herrn Studienrat Arens, aufſein Bür⸗ 
und ihn dert aus den Perſena latter 
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5 tidtet ijt und trokdem die Nückverſetzung des Genoljen Lehrer 
es Schneider erſt am 23. Mai verfügt hat, da — gegen die 
13 vielen anderen Damen und Herren, die ebenfalls noch immer 
3 auf ihre amtliche Beſtätigung warten, Herr Miniſterialdirektor 
13 Profeſſor Dr. Notton bis heute noch nichts einzuwenden hat, ijt 
a die Rückverſetzung des Genoſſen Schneider 
nicht eine im Antere lle Des Schuldlenſtes bes 
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55 tungstommiffar perlichert daß die Beſtäti⸗ 
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des Miniſterialdirektors 


bes Derrn Stadtfoulrats Bongards, die nach 
allgemeinen Berwaltungsgrundjigen vor 
jedem Unbefugten gehein zuhalten waren, das 
Material diktiert, aus dem dann der Philos 
logen verband den Einwand begründet hat, 
mit dem die Bestätigung des Herren Stadtſchul⸗ 
rats Bongards zu Fall gebracht wurde. Von einer 
Miniſterialinſtanz muß erwartet werden, daß ſie über den Par⸗ 
teien ſteht, daß fie nicht nur keiner Beeinfluſſung zugängig iſt, 
ſondern ſich auch ihrerſeits jeder Beeinfluſſung enthält. Hier 
aber iſt dies tatſächlich geſchehen. Es wurde von einer 
Miniſterialinſtanz Material geliefert, um 
einen dem Direkter der Miniſterialinftanz 
nicht genehmen Bewerber aus den Felde zu 
ſchlagen. Herr Dr. Notton hat am 19. Mai 1924 in Segen⸗ 
wart des Herrn Miniſters Eſpinoſa de los Monteros zugeben 
müſſen, daß der Vorgang ſich wie vorſtehend von mir dargelegt, 
zugetragen hat. (Die Vorgänge ſpielten ſich unter dem dama⸗ 
ligen Miniſter, dem Sraſen Moltke⸗Huitſeld, ab. Der jetzige 
1 Eſpinoſa de los MNonteros hat damit nichts zu tun. 
Sch. 

Noch viel ſchlimmer find die Vorgänge, die ſich nach der 
erfolgten Wahl des Herrn Stadtidulrats Bongards zum Direktor 
des Städtiſchen Neſorm⸗Nealgymnaſiums abgespielt haben. Herr 
Bongards hatte bei dieſer Wahl ein einſtimmiges Bers 
trauenszeugnis fäntlicher der Stadtver⸗ 
ordnetenverfſammlung der Stadt Saarbrücken 
erhalten. Wie mir nun von zuverläſſiger Seite berichtet 
worden ijt, hat ſich dann folgendes ereignet: Unter dem Ein⸗ 
dieſer überwältigenden Bertrauenskund⸗ 
gebung überſandte das Kollegium des Reforms 
Nealgymnaſiums durch den Studienrat 
Dr. Kraywanger der Schulabteilung zu Händen 
Dr. Colling einen 

Brief, in welchem das Kollegium vorſchlug, die 
Bedingung, daß der Bewerber in dem ſaar⸗ 
ländiſchen höheren Schuldienſt bisher tätig ges 
weſenſein mußte, fallen zu laſſen. Herr Dr. Cols 
ling ſtellte mit Herrn Dr. Kraywanger fet, daß 
die Aufrechter haltung dieſes Briefes die Bes 
ſtätigung des Herrn Bongards bedeuten würde. 
Nach Beratung mit Herrn Dr. Colling hat Herr 
Studienrat Dr. Kraywanger dieſen Brief 
wieder mitgenommen unddem Lehrerkollegium 
des Neſorm⸗Nealgymnaſiums erklärt, wenn 
der Brief nicht zurückgezogen würde, könnten 
die Lehrkräfte des Reform-Realgynmnajiums 
nicht auf die Erfüllung ihrer Wünſche hinſicht⸗ 
lich der Regelung der Beſoldungsfrage rechnen. 
Unter dem Drucke dieſer Erklärung hat das Kollegium dann 
den Brief zurückgezogen. 


Ich habe Herrn Miniſter Eſpinoſa de los Monteros gebeten, 
wegen dieſer Vorgänge eine Unterſuchung einzuleiten, die er 
dann bereitwilligſt zugeſagt hat. Nach meiner Ueberzeugung 
hat die Oeffentlichkeit ein Recht dazu, daß dieſe Vorgänge auf⸗ 
geklärt werden. Die größte Partei des Saargebietes, die Auf⸗ 
Härung über die Differenzen der Stadt Saarbrücken und der 
Schulabteilung verlangt hat, kann nunmehr zu dem Verhalten 
des Leiters der Schulabteilung Stellung nehmen. Ebenso 
werden die Stellen, denen das Wohl und Wehe des Saargebiets 
anvertraut ijt, zu prüfen haben, ob jemals die Schulabteilung 
der Negierungskommiſſion ſich das Vertrauen der Gemeinden 
und der Bevölkerung des Saargebietes erwerben kann, wenn 
nicht die von mir dargelegten Zuſtände ſchleunigſt abgeſtellt 


werden. gez. Dr. Neikes. 


Es gibt kein Wort, das ſcharf genug wäre, um dieſes Verhalten 
von Notton und Colling zu darafterifieren. Wir fragen nur eins: 
Was würde geſchehen, wenn ein ſolcher Amtsmißbrauch in Ver⸗ 
bindung mit Erpreſſung in Deutſchland ſich ereignete? Die Leute, 
die ſo etwas tun, haben das Recht zur Bekleidung öffentlicher 
Aemter verwirkt. Der Völkerbund hat jetzt zu beweiſen, ob er 
— der Moral oder Stütze der Unmoral und Korruption 

n will. 
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Ein Proteſt des Candesrats. 


Am 18. Juni befaßte ſich der Landesrat erneut mit der Schule 
— e, wenn auch gegen den Proteſt des Regierungskommiſſars. 
uf der Tagesordnung ſtanden nur Verordnungsentwürfe, die 
ohne Beſprechung an die paltägvigen Kommiſſtonen verwieſen 
wurden. Nach Erledigung der Tagesordnung wollten die Frak⸗ 
tionen des Zentrums, der SPD. und der Vp. in der Frage 
des öffentlichen Konfliktes mit der Schulabteilung der Regie⸗ 
rungskommiſſton eine Erklärung abgeben. Staatskommiſſar 
Dr. Lieſch erhob mit dem Hinweis auf die erſchöpfte Tagesord⸗ 
nung ſowie die Geſchäftsordnung, die ein Interpellationsrecht 
nicht Einſpruch. 
Der Präſident ſtellte feſt, daß ein bisher ſtillanerkanntes Ge⸗ 
— 1 t es den Abgeordneten ermöglicht habe, Dinge auch 
außerhalb der rogen ero zur Sprache zu bringen, die nun 


einmal ausgeſprochen werden müſſen. Es 75 ſich, ſo fuhr 


er fort, um eine Erklärung, die von der Oeffentlichkeit erwartet 
werde und gegen die ſeitens der Regierungskommiſſion auch keine 
achlichen Bedenken beſtehen würden. Er glaube nicht, bal in 
tgendeinem anderen Land eine Volksverttetung fo beſcheiden 
bliebe, wie die des Saargebiets bisher geblieben ſei. Die Ge⸗ 
ſchäftsordnung ſei 1 Mage eng und wenn der Landesrat 
2 manchen Fragen Stellung nehme, ſo geſchehe es über den 

men der Geſchäftsordnung hinaus, weil das Volk es nicht 
verſtehen würde, daß man ſich immer wieder unter dieſe enge 
Geſchäftsordnung ducke. 

Demgegenüber betonte der Staatskommiſſar, daß ein Inter⸗ 
fi ae. t mit der Einrichtung des Landesrates unvereinbar 
e 


i. Abg. Schmelzer bemerkte, daß die Regierung in ihrer 

nterredung mit den Fraktionen kürzlich mitgeteilt habe, daß fie 
für Anregungen dankbar ſei und daß man es nicht verſtehen 
würde, wenn die Regierungskommiſſion etwas zurückſchraubte, 
was bereits im Laufen ſei. 7 artin verteidigte ſich 
darauf kurz gegen den vom Staatskommiſſar gegen ihn erhobenen 
Vormurf, daß er, als er vor die Schulabteilung zitiert war, dort 
nichts Eiligeres zu tun gehabt hätte, als f leunigſt nach ſeinem 
Hut zu gretfen. Er ſtellte demgegenüber felt, daß er 1% Stunde 
lang bei der Schulabteilung geweilt habe und der gegen ihn er⸗ 
hobene Vorwurf daher abſurd fei. 

Vor der Abgabe der gemeinſamen Erklärung machten Here 

Abg. Kiefer und Herr Lehrer Schneider einige Ausfüh⸗ 
rungen zur Schulfrage. Kiefer bemerkte u. a. folgendes: Wir 
ſtehen auf exponiertem Poſten. Es kämpften hier Deutſchtum 
und weſtliche Einſtellung miteinander. Das Saargebiet iſt Ob⸗ 
jekt der hohen Politik. Wir als Volksvertreter haben die Pflicht 
vor der Geſchichte, darüber zu wachen, daß im Saargebiet nichts 
unternommen wird, was das Deutſchtum, das wir von unſeren 
Vätern übernommen haben, gefährdet. In der Schule wird die 
1 eines Volkes erzogen und es iſt nicht einerlei, in welchem 

eiſt unſere Jugend erzogen wird. Wir ſind verpflichtet vor 
unſerem Volk und Saft ez die * chule zu ſchützen, ſo⸗ 
weit es in unſerer Kraft ſteht. Daß die Schulfrage angeſchnitten 
wurde, lag in der Luft. Schon monatelang wird der Kampf in 
der Preſſe geführt. Der Redner wies ſodann darauf hin, da 
die Vorwürfe gegen die Schulabteilung in aller Oeffentlichke 
erhoben worden 1 die Aufklärung müſſe daher auch in aller 
Oeffentlichkeit erfolgen. Der von der bisher 
eingeſchlagene Weg, die Preſſe lediglich aufzufordern, in das vor⸗ 
handene Gegenmaterial Einblick zu nehmen, ſei unhaltbar. Er 
wandte ſich dann gegen das Vorgehen der ulabteilung gegen 
die Abgeordneten Schneider und Martin, die beide Lehrer find. 
Die von Herrn Notton beliebte | 


Methode des Verſuchs der Mundtotmachung 


unbequemer Volksvertreter durch diſziplinariſche Bers 
05 7 Dieſes Verhalten ſei nicht nur eine * der 
eiden Herren und des Landesrats, ſondern der ganzen Saar⸗ 
bevölkerung. Der Redner forderte ſchließlich die Einſetzung eines 
Unterſuchungsausſchuſſes, der das vorhandene Material fachlich 
prüft. Der Redner ſchloß ſeine Ausführungen mit der Mahnung: 
Schulabteilung, ſchütze die deutſche Schule, dazu biſt du vor Gott, 
dem Saarvolk und dem Verſailler Vertrag verpflichtet. 

Der Regierungsvertreter „bedauerte“, zu dieſer Frage keine 
Stellung nehmen zu können, da er nicht „vorbereitet“ jet. Cr 
müſſe es aber auch ablehnen, der Sitzung weiter beizuwohnen. 

Auch Abg. Schneider wies noch einmal auf die Mißſtände 
in der Schulpolitik der Re r hin und betonte, 
daß es bisher der Schulabteilung nicht gelungen fei, die Al. 
zu entkräften. Von 26 angeführten Anklagen war die Schul⸗ 
abteilung in der Lage, nur einen Fall zu liquidieren, der aber 
von vornherein als unbedeutend bezeichnet worden war. 

Von den Fraktionen der Zentrumspartei, der Sozialdemo⸗ 
kratiſchen Partei und der Saarländif Poltsparte wurde 


daraufhin fol 
gemeinſame Erklärung 


angenommen: 


Det | 
lichen | 
Krone 
Eine 
iſters 
e der 

ſon⸗ | 
edarf | 
ja de ot 

Er⸗ 
en 

Ges | 
einer | 
Saat | 
lung | 
Saar 
iden 

der 
Werk 

ul⸗ 

t in 
der 
ttor 
ges | 
Huls 
jens 

ges 
ans 

gen 
rane 

ors | 
dent | 
ten 
vor⸗ 
der 
der 
adt⸗ 
ets 
Z u⸗ 

ng 

bie 
nkt, 
zul⸗ 
lich 

der 

us 

ng 700000000000 

ts 
ots 

ng 
ats 
ers 
em 

Is 
ns 

Is 

0 

ur 
en 

o 

* 


2 


— 


OM 


der Abgeordnete 


— 142 — 


1 des Gigung bes Landestates vom 19. Mai 1924 richtete 
nhath Schneidet von der ſozialdemo⸗ 

tiſchen Fraktion eine Anfrage an die Regierungslommiſſion 
die bisherige Politik der Schulabteilung. Er begründete 
ne Ausführungen durch die Vorlage fachlichen Materials aus 
Verwaltun et is der oberſten jaarlindijden Schulbehörde. 
iter Her auf der Landesr ng ſchloſſen ſich die Abge⸗ 
artin und Schmelzer als Sprech er Zentrums⸗ 
raktion der ſch⸗Saarlã 


Infolge dieſer Anfrage erhielt der Abgeordnete 
Schneider am 23. 


gleichzeiti 
ine Be 


ch jener 
in allen foilitterten 
ern der olksvertre⸗ 


daß in Zukunft alle Abgeordneten als immun behandelt werden. 
on * U aber geben die unterzeichneten Landesrats⸗ 
onen die 


ab, daß kei 
Sicherheit “als 


dürfte es ni 


abhalten laſſen wird, durch freie und offene Meinungsäußerung 
die Pflichten zu erfüllen, die es durch die Annahme des Mandates 
der Bevölkerung gegenüber übernommen hat.“ 
Die Kommuniſten gaben eine beſondere Erklärung ab, in der 
ſie ok gegen die Politik der Schulabteilnug der Regierungs⸗ 
kommiſſion proteſtieren und im übrigen noch einige parteipolitiſche 
Forderungen erheben. 


* 
Ein mißglückter Redhtfertigungsverfud der 
n hat den Ver⸗ 


Schulabteilung. 
Schulabteilung der Regierungstommi 
ſuch unternommen, die pace Vorwürfe, die in der Landes 
ratsſitzung vom 19. Ma gegen fie erhoben wurden, durd eine 
Veröffentlichung in der „Neunkirchener Zeitung“ zu entkräften. 
Zur Stunde iſt eine abſchließende Stellungnahme wegen der Un⸗ 
vollſtändigkeit des veröffentlichten Beweismaterials noch nicht 


möglich. Es darf aber ſchon jetzt geſagt werden, daß die Schul⸗ 


abteilung mit keiner Silbe bisher auf den Kernpunkt der gegen 
ſie erhobenen Anklage eingegangen iſt, nämlich auf die Schuld an 
der Franzöſierung der ſaarländiſchen Von Wenn die Schul⸗ 
abteilung an dieſen vertragswidrigen „ keine Schuld 
trifft, dann wird die Oeffentlichkeit gern erfahren, was die Schul⸗ 
abteilung getan hat zum Schutze der gefährdeten deutſchen Volks⸗ 
chule im Saargebiet. Eine befriedigende Antwort auf dieſe 
rage wird ihr wohl ſchwer fallen. Wir erinnern nur daran, daß 
beiſpielsweiſe deutſchen Schulen die Gewährung der Lehrmittel⸗ 
freiheit unterſagt, dagegen den franzöſiſchen Schulen ausdrücklich 
zugebilligt wurde. eiterhin iſt die Frequenz der franzöſiſchen 
Klaſſen auf 35 Schüler feſtgeſetzt worden, während ſie bei den 
deutſchen Volksſchulen 50 betragen ſoll. Der 1 
unbekannt ſein, daß laut Verſailler Vertrag die 
franzöſiſchen Schulen im Saargebiet nur für die Kinder der Teme 
gorti@en rubenangeſtellten vorgeſehen find und daß in der Gleich⸗ 
erechtigung, ja ſyſtematiſchen Bevorzugung der franzöſiſchen 
Schulen, die mit den Gruben nicht das mindeſte zu tun haben, 
eine Vertragsverletzung liegt, gegen die ſich die Saarbevölkerung 
mit Recht auflehnt. | 


England und das Saargebiet. 


In zunehmendem Maße wendet fid in England die all- 
gemeine Aufmerkſamkeit der Saarfrage * Preſſe, Parlament 
und Regierung aye zu den verſchiedenſten arproblemen 
Stellung in einer Weiſe, die erkennen läßt, daß man gewiſſen⸗ 
haft verjudt, ein klares Bild über die Zuſtände dort 8 ge⸗ 
winnen und den Beſtimmungen des Verſailler Traktats Geltung 
verſchaffen. Dieſes Bemühen in England unterſcheidet ſich vor⸗ 
eilhaft von der Gleichgültigkeit, mit der man in 3 der 

arfrage gegenüberſteht. Regierung, Parlament und Preſſe 
gehen einer Behandlung der Saarangelegenheit mit einer Scheu 
aus dem Wege, die — * befremdlich wirkt. Wann z. B. 
at der Deul e noes ag oder der Preußiſche oder Bayeriſche 
andtag zum letzten Male zur Saarfrage Stellung genommen? 
Seit Rathenaus Tod hat man im Reichstag nichts wieder vom 
Saargebiet gehört Und im Preußiſchen Landtag? Die lehte Saar⸗ 
debatte im vorigen Jahre ging in allgemeinen Parteiſtänkereien 
verloren! Eine amtli n der deutſchen Preſſe 
argebiet liegt 8 


über die Vor * im 1 * zurück. And die 
von einzelnen 


Preſſe ſelbſt rliner Zeitungen, 
darunter die „Deutſche Tageszeitung“, die e Zeitung“, die 
Allgemeine Zeitung“, der „Berliner — 
die „ en, Seitung und allenfalls noch „Berliner Börſen⸗ 
— „Germania“, „Vorwärts“ und „Der Deutſche“ hat es 
e angeblich führende Berliner Preſſe nicht für notwendig ge⸗ 
halten, im Verlauf des letzten 4 ch mit dem Saar⸗ 
blem 2 zu beſchäftigen. Ueber dieſe Gleichgültigkeit be⸗ 
fare der liner Preſſe und ſonſtiger Faktoren der Oeffent⸗ 
ichkeit n fe im Saargebiet nur eine Stimme der Entrüſtung. 
Auf dieſen Punkt ijt vlelleicht noch einmal eingehender zurü 
zukommen. 


Wie geſagt, in England, das irgendwel litiſchen oder 
wirtschaft en Intereſſen an der Saar nicht fleht Saar⸗ 
ſeit etwa einem Jahre faſt Kindig ber Tagesordnung 

entlicher Erörterungen. Sowohl im engliſchen Unterhaus wie 


ie Saardebatte im Frühjahr d. J. einen 


im Oberhaus nahm 
breiten Raum ein. 


Im engliſchen Unterhaus 


berichtete am 28. März Mr. Asquits im Anſchluß an die Er⸗ 
grierungen von Völkerbundsfragen über die Saargebietsfragen, 
ſoweit ſie in Genf behandelt worden waren. Er führte u. a. aus: 

Nach den Beſtimmungen des Verſailler en für wude das 
Saargebiet — deſſen Bergwerke den Franzoſen für einen Zeit⸗ 


raum von me a ty in Pacht gegeben wurden, um fie für 
die Verluſte, die fie in ihrem eigenen Bergwerksgebiete erlitten 
haben, auszubeuten — mit der Ausſicht auf eine Volksabſtim⸗ 
mung am Ende der 15 Jahre — als fein äußerſtes Schickſal — 
dem Völkerbund zu treuen Händen übergeben, und ſeine Ver⸗ 
waltung ſollte von einer Kommiſſion von fünf Perſonen ausgeübt 
werden, von denen eine ein Vertreter der Saar⸗ 
bevölkerung und der Sprecher und Gewährsmann ihrer 
Intereſſen ſein ſollte. Die Debatte, die ſich damals an dieſen 
Punkt anknüpfte, ließ im Gedächtnis der ehrenwerten Mitglieder 
in allen Teilen des Hauſes einen ungünſtigen Eindruck 

rück, da fie zeigte, daß die Kommiſſion nicht im 

ntereſſe der Saarbevölkerun andle, ſondern 
daß ſie Willkür hervorgerufen hätte und ſelbſt walten ließ, die 
demokratiſchen Ländern im Wirtſchaftsleben unbekannt find; und 
fie zeigte uns, daß das ganze ene 
äußerſt mangelhaft war. Ich fürchte, wenn ich in Er⸗ 
wägung ziehe, daß dieſe Kommiſſion eine Delegation des Völker⸗ 
bundes und ſeiner Kontrolle unterſtellt war, und daß der Völker⸗ 
bund letzten Endes für deren Handlungen verantwortlich war, 
daß hierbei vielen Leuten Zweifel erwuchſen, ob der Völker⸗ 
bund auf dieſem Gebiete ſeine Pflicht erfülle. 
Natürlich läßt ſich die Tatſache nicht leugnen, daß 


dieſer antideutſche und antiörtliche Geiſt, 


der ein Renn für die Regierungs⸗ 
kommiſſion bildet, in dem Augenblick, wo Deutſchland — wie 
wir alle hoffen — die Aufforderung zum Eintritt in den Völker⸗ 
bund erhält, als ein ſtarkes Hindernis empfunden werden wird, 
wo es gilt, den wünſchenswerten Zuſtand zu erreichen. 

Kürzlich hat eine Sitzung des Völkerbundsrates in Genf ſtatt⸗ 
gefunden über die, ſoweit * einzelnen unterrichtet bin, aller⸗ 
ſeits nur Gutes zu ſagen Der Völkerbund verhandelte über 
einen äußerſt ſchwierigen und heiklen Punkt mit großem Takt 
aut 2 enn und ich glaube, auch mit allgemeiner 

ufriedenheit. 

Geſtern bemerkte der Premierminiſter, zufällig dieſe Ange⸗ 
legenheit gelegentlich einer anderen Erörterung ſtreifend, unſer 
Vertreter beim Völkerbundsrat habe mit „unveröffent⸗ 
lichten Abmachungen“ ſeines Vorgängers zu kämpfen ge⸗ 
habt. Es würde mich intereſſieren, was das für Abmachungen 
ind. 9 kenne keine. Wir find berechtigt, zu erfahren, in welchen 

eiſe die ſonſt freie Handlung Lord Parmoors, des britiſch⸗ 


“ 
a 5 srundjakli® der Stellungnahme des Abgeordneten Schneider an. 
ber Regiterungstomm onetne Vorladung, um 
in ſeiner Eigenſchaft als Lehrer über ſeine Aus⸗ 
als Abgeordneter des Landestates zur 
rg schenſchaft gezogen zu werden. Dabei wurde ihm 
eröffnet, et an die Volksſchule zurückverſetzt und 
bP In glei iſe wurde der Abgeordnete Martin wegen 
8 laben in det Landes tatsſitzung vom 19. Mai 1924 gemachten Aus⸗ 
E ührungen in der Sigusch als Lehrer vorgeladen. 
. Indem ſie die Prüfung der Weben die Schulabteilnug erhobenen 
aE Anklage durch eine ſachliche 4 erwarten, erheben die 
unterzeichneten Landesratsfraktionen inſoruch dagegen, daß Ab⸗ 
a geordnete des Landesrates wegen der Ausübung ihrer Mandate 
von ihrer beruflich vorgeſetzten — zur Verantwortung ge⸗ 
3 jogen werden. Die unterzeichneten Landesratsfraktionen erblicken 
in dieſen Maß regelungen 
Grundrechte, durch 
1 Ländern den Mit 
Bt tungen die Freiheit der Meinungsäußerung ge⸗ 

währleiſtet wird. Sie erwarten von der 
1 miſſion, daß ſie im Einvernehmen mit der Schulabteilung die 
1 gegenüber den Lehrern Bernhard Schneider und Wilhelm Martin 
1 wegen ihrer Tätigkeit als Abgeordnete des Landesrates erlaſſenen 
1 Makregelungen rückgängig macht und daß fie weiter dafür ſorgt, 
4 4 urch die Gefähr bgeordneter davon 
q 
1 
— 


wirklich in Frage gekommen wäre, 


gleich ernſt wie der andere, aber vielleicht 


Saargebiet betreffend —, 1 das Saargebiet ni 


keinerlei Militärſtreitkräſte im Saargebiet vorhanden fein 
dürften 


Aegierungsvertreters Selim Rat, durch das Sehein⸗ 
en, das vor Antritt der neuen Negietun offen 
Aurde, beeinträchtigt und gehindert worden iſt. 


ch habe zwei weitere Fragen zu richten. Der Friedensver⸗ 


blicken erwähnte, vor, die Einwohner des Saargebietes durch 
ein Mitglied der Fünferkommiſſion vertreten ſein ſollten. Ueber 
dieſe Perſonen ſcheinen nun die Anſichten ſehr auseinander zu 
gehen. Dieſe Angelegenheit geht one ließlich den Völkerbunds⸗ 
rat an, der Mitglieder dieſer Kommi ernennen und verab⸗ 


tra N Verſailles ba wie ich ſchon vor einigen Augen⸗ 


ſchieden kann, der beſtimmen kann, wet für dieſen Zweck 2 


werden ſoll. Es wurde behauptet — etwähne 

hauptung, ohne mich ihr oder dem Grund und der Urſache, die zu 
t führten, anzuſchließen —, daß zufolge der früheren 
bmachungen oder einiger anderer ein Mann, der 


wirklich willkommen geweſen wäre und als 


Repräſentant der Intereſſen des 1 „2 
n ge⸗ 
wählt worden iſt, ſondern irgend jemand 


anderes vorgezogen wurde. 
Es ſtand noch ein weiterer Punkt auf der Tagesordnung, 
t das Saargebiet 


weit wichtiger. Sie wiſſen — wenigſtens diejenigen, die die 


Beſtimmungen des Vertrages von Verſailles kennen, und keine 


waten beſſer und weitſichtiger ausgearbeitet, als 1 n das 
nur 


neutralifiert werden Be⸗ 


I i 


ie die Vertreter des 


erfahren, welche — Weeka Vertreter eingenommen hat. Wie 
us 


Der Premierminiſter Mr. 
Donald ging ſofort zur Beantwortung der aufgeworfenen Fragen 


einen 
ehe ich dieſen Ausſpruch tat, wurde ein wenig freundlicher per⸗ 
alice Angriff auf Lord Parmoor unternommen, und einer der 

1 der dieſen N verteidigen ſollte, war der, daß 
Lor | 


tung war, die man erwählen konnte, und “a heute noch wird 
et bei vielen als ſolcher angeſehen. Soweit ich unterrichtet bin, 
ſeit jenen Tagen manches geändert; jeden⸗ 
falls aber ſchloß die Tatſache, daß der Handel abge⸗ 
chloſſſen worden war (!), die Möglichkeit aus, die Ver⸗ 
treter der Saarbevölkerung vor dem Rate anzuhören. Dadurch 
iſt es auch verſtändlich, daß Herr Koßmann am nächſten Tage von 
dem Rate einſtimmig gewählt worden war. 

Die sie Anfrage betrifft die örtliche Gendarmerie und 


das franzöſiſche Militär im Saargebiet. Es ſteht einwandfrei 
felt, daß das franzöſiſche Militär bei der erſten beſten 
den Gelegenheit zurückgezogen werden muß, es kann aber nicht 
eim acsogen werden, ae nicht eine örtliche Gendarmerie an 
ine Stelle geſetzt werden kann, und leider find die Einnahmen 


bieten⸗ 


Regierungskommiiſſon des Saargebietes ſehr beſchränkt (da 


— 


— 


Wunf 
daß wit jede ſich bietende Gelegenheit ergreifen werden, nicht 


— 


fie auf einen erheblichen Teil der Steuern von den Saargruben 
ugunſten Frankreichs verzichtet hat. D. Sch.) Es gelang Lord 
armoor, zu der dieſe Lage janftionterenden Entſchließung noch 
einen Zuſatz zu erreichen, der die Regietungs⸗ 
kommiſſion habe unverzüglich, ſobald es die Finanzen zuließen, 
eine Vermehrung der örtlichen Gendarmerie vorzunehmen. Ich 
weiß wohl, daß dies nicht mehr als ein frommer 
Wu 10 ch iſt. (1) Aber wir haben in dieſer Angelege 


it unſeren 
geäußert, und das Haus kann vollkommen vetſichert ſein, 


nur unſeren Wunſch zu äußern, ſondern auch unſere Politik zum 
Austrag zu bringen. 


Major Sir Archibald Sinclair: Hat die Saar⸗ 
bevölkerung nicht die franzöſiſchen Truppen zu bezahlen? 

Der Premierminiſter: Ich weiß das nicht genau. 
Ich glaube aber, daß die den Negierung für die oo NQSe 
armee wie für die Truppen im ebiet zu len hat. 
Dies ijt einer jener Punkte, bei welchem man, wird er plötzli 
erhoben, in Zweifel geraten kann; ich glaube aber beſtimmt, da 
die deutſche Regierung bezahlt, iſt mit den Koſten für die 
n det Gendarmerie Budget des Saargebietes 


(Die Saarregierung ſowohl wie die franzöſiſche Regierung 
behaupten zwar, die Saartruppen würden von Frankreich unter⸗ 
— was aber im engliiden Unterhaus Mac Donald ause 
prach, dürfte durchaus den 1 entſprechen: Deutſchland 
werden die Koſten der artruppen einfach in 
mung — das ſie bezahlen muß, da ja Fart über die 

ahl ſeiner atzungstruppen n niemals wahrheitsgetreue 
ngaben gemacht hat. D. 

Aus den Ausführungen Mr. Ormsby-Gere ergibt fis 
im übrigen, daß hinſichtlich der Ernennung Koßmanns zum ſaar⸗ 
ländiſchen Mitglied nicht nur mündliche, leabern chriftliche Whe 
machungen getroffen worden waren, die von den beteiligten Res 
gierungen unterzeichnet wurden. Die Vorſchläge der Saar⸗ 
waren dabei aber nicht berückſichtigt. Von 

eſen Abmachungen war Lord Parmoor nicht unterrichtet worden. 


In der Oberhaus⸗Sitzung 


vom 2. April kam man ebenfalls auf die Sa en zu ſprechen. 
nachdem man ſich eingehend mit dem Völkerbund beſchäftigt hatte. 
Graf Buxton richtete die Anfrage an die Regierung, ob ſie dem 
Hauſe keinen Bericht über die Tätigkeit des Völkerbundsrats in 
der letzten Genfer Sitzung geben könnte. Lord Parmoor, der 
darauf das Wort ergriff, verbreitete ſich zunächſt über die Stellung 
und Tätigkeit des Völkerbundes und wandte ſich dann der Saar⸗ 
der Bi heute noch, daß a 
war ftets der An u n es auch heute n an 
dem, was der Völkerbundstat und die Völker⸗ 
bundsverſammlung bezüglich des Saargebiets 
getan haben, zum großen Teil eine ſcharfe Kritik 
eübt werden kann. Ich möchte nun nicht im kritiſchen 
inne ſprechen, aber der 5e iſt Ar ſchwierig und wurde in 
einer nicht ganz zufriedenſtellenden Weiſe ges 
1 t. Niemand hat mehr gearbeitet als der ehrenwerte 
ord) — ich meine dieſes im wahrſten Sinne des Wortes —, 
aber ich glaube nicht, daß wir ſchon bei det beſten 
Löſung angekommen Jind. Es beſtehen drei Punkte, 
deren jeder für ſich allein betrachtet werden will. Der * Punkt. 
2255 Cisse vielleicht der geringſte, und doch ein ſehr wich⸗ 
ger, behande 


die Haltung der Rheinlandtommilfion, 


die gewiſſen Einwohnern des Saargebietes 
nicht erlaubt, dasſelbe zu verlaſſen, denn wollten 
fie dasſelbe verlaſſen, fo müßten fie das b e Rheinland durch⸗ 
ueren. Es kann kein Zweifel darüber ehen, daß — te 

ttifeln des Friedensvertrages Saarein wohner, welche im 
Saargebiet wohnen, berechtigt find, das beſetzte Gee 
btet zu durchguetren, aus⸗ und e ehe ganz nach Be⸗ 
lieben. Einigen Personen aber wurde die ar md durch das 
beſetzte Gebiet verboten, aus Vorſicht, ſie könnten Un 
und im beſetzten iete verurſa Di 
angelege eit wurde von einer Reihe Surtiten bearbeitet, die 
Gutadten darüber abgaben. Gottlob ijt die An 9 eit 1 
erledigt, und ich hoffe, auf die beſtmöglichſte Weiſe. s Verbot 
iſt zurückgezogen worden, ſo daß die Deutſchen, die praktiſch inter⸗ 
niert waren, im beſetzten Gebiet aus⸗ und eingehen können. 
Es iſt aber derfiigt worden, dak fie bei ihrer Durchfahrt durch das 
beſetzte Gebiet nicht die Bahnhofsanlagen verlaſſen dürfen. 
ſcheint eine einfache und N raed iche Löſung zu fein, un 
doch hat es einige Zeit gedauert, bis man zu ihr gelangt iſt. Als 
man bei der letzten Ratstagung in Genf die ieſe Angele 7 
u ſprechen kam, teilte man uns mit, daß dieſe Angelegenheit eine 

r alle Parteien zufriedenſtellende Löſung erfahren habe; jo war 
ein Punkt, mit dem wir uns zu befaſſen gehabt hätten, auf ver⸗ 
ſtändige Weiſe erledigt worden. 


| 
i 
| 
er⸗ 
* 
ne 
n. 
n⸗ * 
cht | 
en 
an 
Is 
ld 
Is 
LSs 
eſe 
aß 
el⸗ 
ich 
en 
— und daß die Aufrechterhaltung der Ordnung einer örtlichen 
die Sendarmeriemacht übertragen werden ſollte. Es ſind | 
n⸗ inzwiſchen einige Jahre rer ſeitdem dieſe Beſtimmungen 
* erlafjen worden find. Die Gendarmeriemadt hat, ſoweit 
en mit bekannt iſt, immer noch einen ſchattenhaften | 
8 Charakter. Soweit eine militäriſche Macht nötig iſt, wird 
9 fie durch franzöſiſche Truppen geſtellt. Man würde E 
gerne erfahren, warum eigentlich? Dieſe Jenes wurde | | 
g von Herrn Branting, dem Vertreter der ſkandinaviſchen Staaten, 
aufgeworfen, der den Antrag — daß in dieſer Angelegen⸗ | 
aargebietes anzuhören 
d Entwickelung der örtlichen Gen⸗ 
nsvertra vorſleht, in die Tat um⸗ 
ir uwandeln. Wir würden von dem Premierminiſter nun gerne 
einer 2 Macht und wie weit haben wir und werden wir 
0 noch die Vorſchläge des Herrn Branting unterſtützen? 
ot 
a et und führte hierzu aus: 
— Mr. Asquith fragte bezüglich, des Saargebietes an, welches 
— die Lage war, die Lord Parmoor in Genf vorfand und zitierte 
n 
ie 
d arbevölkerung unterſtützte oder jedenfalls ihr nicht wider⸗ 
— Als Lord Parmoor nach Genf kam, hatte er die Abſicht, 
arauf hinzuwirken, Vertreter der Saarbevöl⸗ 
4 kerung vor dem Völkerbundsrat gehört werden 
0 fol{ten und zwar ehe der Vertretet des Saar⸗ 
r, gebiete; bei der Regierungstommijfion des 
x, aargebietes gewählt worden war. Er fand aber, 
daß man ſchon letzten Dezember mit der Kommiſſion, durch 
welche Herr Koßmann an Stelle des zurücktretenden Herrn ge⸗ 
ee werden ſollte, eine Abmachung getroffen eee Man 
° mußte ſich ſehr überlegen, ob man der Handlung zuſtimmen oder 
8 ee verurteilen ſollte. Es beſtand jedoch kein Zweifel darüber, 
+ | err Rokmann einer der beſten Vertreter der Saarbevölke⸗ 
t 
t 
r 
* 
et 


* 


cthob ich 


hin beſchloſſen, falls die vorhandenen Mittel im laufenden 
eine 


darmerie fo ſchnell wie meet 
Bei ehaltung der franzöſiſchen Truppen weg. 


zu vertreten 
e 


lauf Koßmanns wieder und 
daß der 


Deer nächſte Punkt befaßte ſich mit det 


örtlichen Gendarmerie im Saargebiet. 


Die Schwierigkeit beſtand ſtets in der Schaffung einer ört⸗ 
chen Gendarmerie, und es wurde der Wunſch geäußert — ich 
möchte mich hierbei jeglichen Urteils enthalten — an Stelle 
der ttlichen Gendarmerie frtanzöſi⸗ 
ſche 177 zu verwenden, da die Regierungskom⸗ 
. ja die Pflicht hat, ſederzeit Perſonen und Eigentum zu 

en. 

Wie iſt die augenblickliche Lage? Es wurde ein Antrag ein⸗ 
gebracht, die örtliche Gendarmerie um 500 Mann zu vermehren, 

ne angemeſſene Vermehrung für ein t wäre. Mr. 


Stephens, ein Kanadier und angler, hielt dem entgegen, daß 


die vorhandenen Mittel eine derartige Vermehrung im laufenden 
| nicht zuließen. Der Grund war 
er 


et, daß einer⸗ 
s eine beträchtliche Schw geit im Eiſenbahnverkehr und 
ndererſeits ein hunderttägiger Streik im Bergwerksgebiet des 
aargebietes beſtanden hätten. Als Vertreter Großbritanniens 
roteſt gegen ein 4. der Vermehrung der 
Gendarmerie und ſchließlich wurde auf meinen Vor — 
re 
n der örtlichen Gendarmerie zuließen, eine Ver⸗ 
Sade 58 über die im Voranſchlag des Saargebietes vorgeſehene 
Höhe vorzunehmen. wünſchte, wir hätten mehr tun können, 
aber es ging nicht. Jedoch wurde verſprochen, die örtliche Gen⸗ 


ie gewünſchte Stärke 
fällt Seren für tle 


Ein weiterer Punkt, an den fo bie erregte Debatte 2 
war folgender: Die Regierungskommiſſion des Saargebietes ijt 
ff ließlich vom Völkerbund ernannt worden. Sie beſteht aus 
fii 3 von denen eines ein Vertreter der Saarbevölke⸗ 


n 
rung i 
Aus gewiſſen Griinden 


öttlichen 


ingen. enn dies erret 


finden, und ab Ende letzten 
unt, nach meiner Anſicht, den 
gewiſſem Sinne den einzigen. Er jagte, 
e, daß die Perſon, die die Saateinwohner 
ein wirklicher Vertreter dieſes 
ebietes ſei. Dieſer Anſicht 2 — ſchlug er drei Ver⸗ 
treter vor, die dieſe Bedingungen erfüllen ſollten. Einer von 
ihnen war Herr Koßmann und nach vielen Anfragen des Aus⸗ 
wärtigen Amtes — und der ehrenwerte Viscount ſelbſt richtete 
ſolche Anfragen — willigte man tatſächlich ein, Herrn Koßmann 
ols Vertteter der Saarbevölkerung zu ernennen. Heftige Kritik 
wurde an dem britiſchen Vertreter geübt, 5 er — ſoweit ich 


war es ſchwieri eisen richtigen Vertreter 
der . 
e Bisco 


Jahres ſchlug der 
rechten Kurs ein, in 
Großbritannien wün 


informiert bin — nicht die Wahl anderer Perſonen unterſtützt 
abe. Ich hatte Gelegenheit, Vertreter der Saarbevölkerung zu 
prechen. Von den 30 Vertretern des Landesrats waren 23 bei 
Interview zugegen. (Soll wohl heißen: Von den 30 Bers 

he — des Ned von bei Ser 
erview zugegen. e . glaube, fie ſprachen nachher 
ie Dankbarkeit aus, daß dieſe Angelegenheit nicht nur in dieſer 


ichtung geregelt worden iſt, ſondern Überhaupt, ſoweit fie ihre 
Intereſſen berührten. 


Lord Parmoor gab ie einige Daten aus dem Lebens⸗ 
t dann fort: Es iſt eine Tatſache, 
6 enwerte Viscount und das Auswärtige Amt dieſes 
Landes äußerſt darauf bedacht waren, einen Mann au erwählen, 
den ſie für einen 4 2 Vertreter des Saargebietes hielten. 
Nach ſchwierigen Verhandlungen kamen ſie mit Herrn Hanoteaux 
zu einer Verſtändigung und Herr Koßmann wurde einſtimmig 
ewählt, wie auch nicht anders erwarten war, wenn man 
enkt, wie vorſichtig man bei Me Wahl und dem Bers 
gleich zwiſchen dem ehrenwerten Viscount, 
meinem Vorgänger, und dem franzöſiſchen 
Vertreter vorgegangen war. Sicher find nun die erhobenen 
Vorwürfe, die Wünſche der Saareinwohner ſeien bei der Wahl 
des Herrn Koßmann nicht reſpektiert worden, durch die Aus⸗ 
ührungen, die ich Euerer Lordſchaft eben gemacht — ets 
ent. (?) In einigen Zeitungen wurde tatſächlich Herr Ko 
mann als ein Mann hingeſtellt, dem man keine Verantwortli 
keit zutrauen könne; er fei ein Mann ohne Autorität und Kennt⸗ 
nis der Saarbevölkerung. Das Gegenteil af! der Fall. Ein 
weiterer Vertreter war zu wählen; nach Vorſchlag ſollte er 
Spanier oder Norweger ſein. Die Erkundigungen über den 
Spanier lauteten äußerſt günſtig. Ich ſage das, da ich 1 
der Minderheit wählte. 
Spanier ab, ſondern wählte den Norweger. Aber niemand wird 
behaupten können, daß der Spanier nicht geeignet geweſen fei, 
ſeinen ons in der r es Saatgebietes zu 
erfüllen. Ich lege beſonderen Wert darauf, daß dieſe Angelegen⸗ 
heit genau verſtanden wird, dens nach meiner Anſicht wäre es 


gab meine Stimme nicht für den 


eine ausgeſ ne Pflichtverletzung, wenn ein Ratsmitglied ni 
mit äußerſter alt darauf achten würde, daß die Re — 
kommiſſion des Saargebietes genau mit den Artikeln des 


Friedensvertrages in Einklan wird. 


Nach Lord Pa aioe 


count 
gibt, denen gar nichts daran gelegen ift, * die A 
e 


r man die frats 
zöſiſche — aus jedem Wort 
an der 
und gegen 
m 


Riemand glaubt 


— ich ſage dies ganz offen —, dah fiir einen Anſchluß an 
Himmen werden. Diele fann vollfommen 

als erledigt betrachtet werden. Sie mögen für eine Beibehaltun 

des gegenwartigen Regimes ſtimmen, und es iſt ſehr natittdy 
daß diejenigen, die den vollen an Deutſchlan 
2 auch darauf bedacht find, daß die Regierungskommiſſion 
des Saargebietes keinen allzu großen Erfolg zeitige, damit ihte 
Mitbürger — wie ſie fürchten — nicht irregeführt werden und 
womöglich für die Beibehaltung des jetzigen Regimes ihre Stimme 
abgeben könnten. Daher kann man nich einige der energiſchſten 
Leute des Saargebietes fragen: „Wen wollen Sie?“, d 


enn 


könnten ſich für einen entſcheiden, a — Ha 

inau alles in Unordnung zu bringen. ach meiner 
nſi müßten die Saatrein wohner 

hefragt werden. Das iſt äußerſt wichtig. Ich glaube 


Ueber die Gendarmerie bin ich nicht fo 
befriedigt. Es beſteht kein Zweifel darüber, daß die wirk⸗ 
liche Kritik an der Verwaltung des Saargebietes ſich nicht auf das 
die N was die Saarregierung getan hat, wenigſtens ſoweit es 
die Regierung betrifft. Meiner Anſicht nach war es eine gute 
Regierung, ſicher aber eine wirtſchaftliche. it ihrem Beſtehen 
hat es noch keine Störung gegeben, und im ganzen habe ich noch 
einen Beweis für etwaige große Ungerechtigkeit gefunden. 
Meiner Anſicht 11 fie m ganzen eine gute Regierung, aber 
unzweife iſt ihr brechen das, daß fie den Ane 
ſchein (7) erweckt, eine ln! che Regierung 
zu ſein. 83 möchte nichts gegen die Franzoſen ſagen, aber 
. liegt hier der Gründ dafür, daß fie ſich fo unpopular 
mit einem großen Teil der Bevölkerung macht, und alles, was 
dieſen Anſchein ge ee oder wahr erſcheinen läßt, ijt unklu 
Deshalb ſage ich perſönlich, ich glaube ſicher, der ehrenwerte Lor 
gent darin mit mir konform, je eher die franzöfſiſchen 

tuppen zurückgezogen werden, deſto beſſer 
iſt es — und wenn fie nicht ſofort zurück⸗ 
gezogen werden können, fo find jie wenigſtens 
zu vermindern. 


Ich habe nie ganz verſtanden, warum es 
überhaupt hap! 2 ft, fo viele Truppen dazu⸗ 
Das argebiet iſt ein kleiner Fleck. Es iff 


behalten. 

waer 30—40 Meilen groß und verfügt über ein bewunderns⸗ 
wertes Eiſenbahnn Die Notwendigkeit, überhaupt 
Tru re dazuhaben, will mir nicht recht eine 
(eng en, ebenſowenig, weshalb die Truppen 
nicht nur an den Grenzen aufgeſtellt werden, 
ſondern im Innern des 
gebracht werden müſſen. Ich geſtatte mir, den ehren⸗ 
werten und erfahrenen Lord darauf aufmerkſam zu machen, ee 
ier ein zu erſtrebendes Ziel liegt, welches er für die Zukun 
m Auge behalten möge. 

Ueber einige Ausführungen der engliſchen Parlamentarier 
wäre zweifellos manches zu ſagen. de Teil ſpricht aus ihren 
Ausführungen eine Anſchauung, wie ſie ſich aus der franzöſiſchen 
Beeinfluſſung gebildet hat. Auf jeden en vermißt man die Auf⸗ 
klärung von deutſcher Seite durch Preſſe, Parlament und Regie⸗ 
rung — ſiehe oben. Auf der anderen Seite aber ijt nur noch 
einmal feſtzuſtellen, daß man ſich in England mit der Saarfrage 
mit zunehmendem Verſtändnis und weitgehender Loyalität bes 

gt — am 21. Mai z. B. befaßte ſich das engliſche Kabinett 


chã 
alt zwei Stunden mit der Saarfrage —, mit zunehmendem Ver⸗ 
und ſachlichem Intereſſe — zur Beſchämung Deutſchlandß 


— 


Saargebiets unter- 


a | t Cecil of Chelwood das 
5 7 | Wort, der ſeine Abmachungen mit dem franzöſiſchen Vertreter 
i über Koßmann verteidigte. Hinſichtlich der Kritik, die die Ere 
1 nennung Koßmanns im Saargebiet gefunden hat, behauptete Vis⸗ 
i” 

. ſcheiden haben, ob fie einen Aalen an Frankreich wünſchen, 
9 oder wieder an Deutſchland zurückfallen, oder eine Fortdauer des 
a. gegenwärtigen Regimes haben wollen. 

. 

| 5 cht, da e er a des Saarmitgliedes 
! 15 ſchon das letzte Wort geſprochen worden iſt, 
ö a aber es 1 mich, daß man zu dieſer — nicht dadurch 
5 A any ſt, daß man die Perſonen genommen hat, die die am 

5 15 auteſten ſchreienden Einwohner dem Rate aufzwingen wollten. 

1 

| 

| 

| 

| 

— ͤ —́H—— 


Saarfragen vor dem völkerbundsrat. 


die Geſamtverantwortlichkeit der Regierungskommiſſion feſtgelegt. — Zwei deutſche Noten über die franzöſiſchen 
bes truppen und über die Einfuhr deutſcher Waren vertagt! 
‘eter 
Am 11. Juni trat der Völkerbundsrat, diesmal unter dem ] klärung Parmoors iſt in dieſem Zuſammenhange folgende 
Votſitz des Dr. Bene} 8. gu | folgerung: 
den iner 29. Tagung in Genf 1— Da verſchiedene Saar⸗ Die engliſche Regierung iſt der Anſicht, daß, wenn eine von 1 
tae i cen auf der Tagesordnung ſtanden, jo hatte ſich wieder eine | einem Mitglied der Negierungskommiſſion ergriffene Berwals 
atts bordnung des Saarlandesrats in Genf eingefunden. Unter | tungsmaknahme weifeln Aula gibt, zu einer Rechtferti⸗ 
ritif anderem ſollten behandelt werden die Frage der Einfuhr deut⸗ gungsorder, 17. echtſertigung ausdrücklich von 
Fine [oer Waren in das Saargebiet, die Anweſenheit franzöſiſcher | allen Mitgliedern der Regterungstommiffion 
auch 8 im Saargebiet, ein engliſcher Antrag, der die Feſtlegung [gebilligt werden muh Die r Regierung iſt 
chr. der Geſamtverantwortlichkeit der Saarregierung forderte uſw. weiter det ehe daß alle an den Bölterbund ges 
ter Der Antrag verweiſt auf die bereits im Juli v. Is. feſtgelegten [richteten Berichte, wenn fie auch vom Präſiden⸗ 
ents Grundſätze der Geſamtverantwortlichkeit der Saarregierung. n [ten unterzeichnet find, im Ramen der gesamten 
hen, es notwendig wurde, erneut ſich mit dieſer Frage zu befaſſen, fo | Regterungstommiffion und unter ihret Rollets 


* wie ſehr ſich der Präſident der Regierungskommiſſion, | tivverantwortung ausgearbeitet werden 
nlaß zu dieſem Schritt geben die zahlreichen Proteſte der 
Stadt⸗ und 1 des Saar⸗ Die deutſche Regierung fordert Feſtſetzung eines Termines 
gebiets an den Völkerbund, weil die Regierungskommiſſion den zur militäriſchen Räumung des Saargebietes. 


ehrenamtlich gewählten Beigeordneten die Beſtäti⸗ Unter dem 30. Mai hatte die deutſche Regierung eine Rote 
2 gre 101 — — —4— an e an den Völkerbundsrat — — die Belaſſun 
Ber al 11 Gt dt der fra Truppen im Saargebiet proteſtiert und verlan 
ffenen Gerha is sn aat daß im Intereſſe einer ungefährdeten und unbeeinflußten tiinftis 
— hervorgeho B nur | gen Volksabſtimmung für das Aufhören der Beſetzung ein Termin 
darin zu ſuchen ſei, daß von den RNichtbeſtätigten gegen die von | beſtimmt werde. Weiter wird die in dem Saarſtatut vorgeſehene 


1 
det 2 der Kommiſſion betriebene den franzöſiſchen 
fen dienende Politik proteſtiert worden fei, die Bildung einer örtlichen Gendarmerie gefordert. 


* Auf Antrag des italieniſchen Ratsmitgliedes Salandra 
lingen heißt es u. a.: Wie anderwärts, fo erweckt es auch hier den vom 30. Mai über die Gendarmerie und die franzöſiſche Truppen⸗ 
Eindruck 5 das Mini ſterium es Innern (Das be⸗ beſatzung im Saargebiet, die der Regierungskommi — des Saar⸗ 
te be Salandra ſprach dabei mit Zuſtimmung des Rats 
diefe nach dem Urteil der Bevölkerung mit dem er Regierungskommiſſion ſeine ae über die jüngſt bes 


chloſſene Erhöhung der lokalen Gendarmerie aus, ohne aller⸗ 
itary | — wie er hinzu damit der an deutide auf⸗ 
eworfenen 
Der Präſident Rault der Regierungskommiſſion hat nun die franzöſi — tine 


an den Generalſekretär des Völkerbundes auf dieſe Proteſte hin Man muß es nachgerade als eigenartig bezeichnen. daß der 


antwortet. Darin heißt es, die Beigeordneten müßten gewiſſe — 
as rantien bieten, un bie Aufſichtsbehörde müſſe vor der Be⸗ Völkerbundsrat in der Frage der ce rane 


„zu einer Entſcheidung kommen kann, obwo 
* las * . AN Wann. verletzung vorliegt, die von Frankreich ſchon ſeit faſt fünf Jahren 


| eübt wird. Immer ſchiebt man eine klare und eindeutige Ents 9 

Weiſemit der Regierung wieder auf nächſte und wieder nächſte Sitzung. Es 
ben Völkerbund an fid daß die deutſche Regierung ſich wieder cine 
us dieſem Schreiben age ault an den * 18 mal zu einer Note in der Saarfrage aufgerafft hat, eine beſondere 
ging unverkennbar e er die erwähnte Entſcheidung Bedeutung ſcheint man ihr aber nicht beigelegt zu haben, denn 


u ßperſönlich und ohne Einvernehmen mit den übrigen Re- | fie ſelbſt hat der Oeffentlichteit davon keine Kenntnis gegeben 
rr etroffen hatte. Die Begründung ſeiner mußte die tung erſt von franzöfiſcher alle ets 
ar aßnahmen iſt um fo eigenartiger, als er die kommuniſtiſchen fotgen. Ob es ferner praktiſch war, dem Volker undsrat dieſe 
— Beigeordneten ausnahmslos beſtätigt hat, obwohl doch bekannt ote erſt kurz vor ſeinem Zuſammentritt zu übermitteln, iſt eine 
1 iſt, daß die Kommuniſten niemals die durch den Friedensvertrag] Frage, die durch den Beſchiuß des Rates die beſte Beantwortung 
33 im Saargebiet geſchaffenen Verhältniſſe anerkannt haben. 8 erfahren hat. Schließlich iſt zu dem Punkt noch zu erwähnen, 
* dem ſehen Prafident Rault und ſeine Regierungskommiſſion in] daß Salandra zwar der Regierungskommiſſion ſeine Genugtuung 
fs erhaltenden Partei! 7 — aljo für eine im Saarſtatut leltadeßte Maßnahme — aus⸗ 
E Die engliſche Regierung hat daraufhin in einem Briefe an legen, es aber unterließ, zu rügen, daß krotzdem noch keine Vor⸗ 
den Generalſekretär des Völkerbundes vom 26. Mai 1924 darauf | kehrungen getroffen wurden, die franzöſiſchen Saartruppen ente 
L e ont Herrn Rault | ſprechend zu vermindern. 
Ls n erſpruch zu den Vertragsbeſtimmungen, 
iſt und angeſichts der Bedeutung der Frage eine Stellungnahme des Noch ein deutſcher Proteſt. | 
3. Rates erfordert. Der Präſident der K skommiſſion ſuchte In einer zweiten Note proteſtierte die deutſche Regierung da⸗ 
t darauf in einem weiteren Briefe an das Völkerbundsgeneral⸗ | gegen, daß die Regierungsfommiljion die nach dem Vertra ges 
he | tretariat die Uebereinſtimmung feiner Haltung mit den Bee 5 zollfreie ube von für den örtlichen Gebrau es 
n mungen des Vertrages durch die nachträgliche Mitteilung — immten deutſchen ren verhindert. Dieſe Frage wurde ſelbſt⸗ 
by weiſen, daß die betreffenden Nichtbeſtätigungen von Beigeor verſtändlich ebenfalls auf die a 4 Sagueg ote ates verſchoben, 
an dem ihre t 


d 

6— neten angeblich die Zuſtimmung der gefamten Ree auf einen Zeitpunkt atte, terung nur noch 
gierungskommiſſion gefunden hätten. Obgleich letzteres theoretiſchen Wert hat, da er unmittelbar vor der völligen zoll⸗ 
tatſächlich in der Verhandlung am 16. Juni in Genf nicht ges politiſchen Mojgaicung des Saargebiets von Deutſchland liegt. 
klärt werden konnte, bot doch der gweite Brief des Prajidenten | Da die Regierungskommiſſion des Gaargebietes den im 
dem franzöſiſchen und auch dem italieniſchen Ratsmitglied die peg — verzeichneten Be riff des „Verbrauchs für 
Handhabe zu der Feſtſtellung, daß auch Herr Rault die Kollektiv⸗ s Saargebiet“ anders — als die deutſche Regierung und 
verantwortung anerkenne und damit das Einverſtändnis über die 9 — des Saargebiets, ſo ſoll zunächſt die Antwort 
die Auslegung der Befugniſſe der Regierungskommiſſion als bes | der Regierungskommiſſion des Saargebiets abgewartet und der 
tigt gelten könne. Auf Grund dieſer Geftitetiung ftimmte | deutiden Regierung übermittelt werden. Ob, wei er weiſer 
er Völker bundsrat, ohne den konkreten Fall | Völterbund — mit fold „praktiſcher Arbeit“ wi du die Rechte 

oT armoor ausführli vertretenen eſe | ſachen franzöſiſcher Annexionen ſie ver | 

von der Res und Velterbu sfanatifer jubeln ſeiner „Weisheit und 


zierungskommiſſion zu. Beſonders wichtig in der Er⸗ Gerechtigkeit“ zu. 
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Abbau der deutſchen Schule im Saargebiet. 


Weiterer Ausbau der franzöſiſchen Schule. 


Durch die Anfrage der ſozialdemokratiſchen Landesrats⸗ 
fraktion im Saarlandestat hat dich ergeben, die Schul⸗ 
abteilung der Saarregierung durch verwaltungsmäßige Sabotage 
der deutſchen ule ſyſtematiſch zu ſchaden lage. Aus einer 
Fat ellation, die die ſozialdemoktatiſche Stadtratsfraktion von 
anrb rücken am 20. Mai einbrachte, geht hervor, daß auf dem 
Verordnungswege ein ſtarker Vorſtoß der Schulabteilung 7 — 
e deutſche Schule im Saargebiet beſchloſſen iſt, der die politiſchen 
Ziele dieſer Maßnahmen nicht verſchleiern kann. Es unterliegt 
alſo keinem Zweifel mebzz daß nicht nur eine durchſichtige Schlam⸗ 
erei von den Herren Notton, Colling und Baterrodt gewollt, 
ſondern ein regelrechter Abbau der deutſchen Schule und ein 
ſyſtematiſcher Aufbau der franzöſiſchen Schule vorbereitet wurde. 


: der erwähnten Stadtverordnetenſitzung kam folgende 
Interpellation zur Beſprechung: 


Die Schulabteil der Regierungsfommilfion hat nach 
unſeren 7 damit beg nnen, die Klaſſen⸗ 
KIU in den deutſchen olksſchulen der 
Stadt Saarbrücken durch ee. von 
Klaſſen auf 40 bis 50 Schüler zu erhöhen. Im 


Gegenſatz 217 ſie, wie wir ſchon gelegentlich der Etats⸗ 
e 


beratung ausführten, Die Frequenzziffer in Schulen 
mit nterrigt auf 35 begrenzt. 
Die durch die Zu ngewe der Schulklaſſen in der Stadt 
Saarbrücken überflüſſig werden Lehrkräfte ſollen unſeres 
Wiſſens auf das Land verſetzt werden. } 


Wir nice daher an die Stadtverwaltung die Frage ob ſie 
don dieſem — Kenntnis hat, und was ſie gegen dieſe, für 
die deutſche olksſchule ſehr liche . der 


gefähr 
Regierungskommiſſion zu tun gedenkt. 
Aus einer Bemerkung des Veig Kuhring geht hervor, 
daß der Stadt bisher eine dienſtliche Mitteilung von Pieſem Vor⸗ 
haben nicht zugegangen iſt. 
der Begründung der Interpellation führte Stadtv. 
Lehr Allenberg u. a. aus, daß über die vorbereitenden 
Maßnahmen der Schulabteilung der — sg auch wenn 
der Stadt bisher keine Mitteilung zugi kein Zweifel mehr 
= 725 Die Klaſſenzuſammenlegung und die Herauſſetzung der 
Klaſſenfrequenz ſei beſchloſſene Sache. Wenn man ſich bei dem 
Abbau der deutſchen Volksſchulen auf das Reich berufen wolle, 
ſei feſtzuſtellen, daß in Deutſchland eine ſchwere Notlage 
ſteht, die durch Reparationen und anderes noch vergrößert 
werde. Man iſt aber auch in Deutſchland davon abgekommen, 
einen Abbau bei den Volksſchulen vorzunehmen. Schu labbau 
bedeutet Abbau der Bildungs möglichkeit d es 
ganzen Volkes. Es beſtehe kein Grund, daß im Saargebiet 
ein ulabbau bei den deutſchen Volksſchulen erfolge. Aus 
welchen Abſichten ſchreite die Regierungskommiſſion ſolchen 
E e Aus Sparſamkeit? Wenn ſie ſparen wolle, müßte 
fe uerit bei den hahen Gehältern beginnen, die letzthin in der 
reſſe bekanntgegeben wurden. Oder ſollten 48 000 Franken 
nicht mehr als — 4 ſein? Die Abſichten würden ſchließlich 
auch aus anderen als Sparſamkeitsgründen erklärt. Man brauche 
bloß zu beobachten, daß dem Abzau der Volksſchulen ein Auf⸗ 
bau der franzöſiſchen Schulen gegenüberſtehe. 


Der Abbau der deutſchen Volksſchulen beſtehe 


ei entlich ſchon lange durch den ſyſtematiſchen Perſonalabbau. 
Die vorübergehende niedrigere Klaſſen * ſei durch die 
Kriegsfolge verurſacht und werde, ſobal 


ie Kinder der Pate 
ule zugeführt werden, wieder in die Höhe 
freuen, daß auch für die Volks⸗ 

ulen die Klaſſenfrequenz auf eine kleinere Zahl herabgeſetzt 
wird. Eine beſſere Durchbildungsmöglichkeit der lifer jet 
doch dadurch ermöglicht, wie es ja auch bei den höheren Schulen 
ijt und den neuzeitlichen pädagogiſchen Anforderungen entſpricht. 


Die Kehrſeite zeige aber aud, daß der Aufbau des fran: 
prachunterrichts bei den 2 eifrig 
trieben werde und einen bevorzugten ich im Stundenplan 
einnehme, andere Fächer müßten dafür zurücktreten. 5 


Die eto equenz der franzöſiſchen Schulen fet au 


nge 1919 der 
nellen. Man ſolle ſich d 


35 Schüler feſtgeſetzt, bei der deutſchen auf 50. Es ſolle au 
eplant ſein, die Lehrer, die Franzöſiſch geben, um eine Gruppe 
Baber u beſolden. Ueberall entſtünden neue franzöſiſche Schulen. 
e Mittel würden angewandt, um bei der Abſtimmung 1935 
Tru in der Hand zu haben. Für den Uebertritt aus den 
Tots ulen in die franzöſiſchen Schulen ſeien Erleichterungen 
geſchaffen, und die Schulſchwänzer, die ſich der Strafe entziehen 


Schulen, Aufbau der 


erhalten bleibt. 


— 


anzöſi — en das 
der Negierungskommiſſion. u ſchicke heute —— Wander 
lehter hinaus, die einzelnen Kindern (II) franzöſiſchen Unter 
richt erteilen. Dieſe Leute würden nicht von den Fra 
jondern von den Steuerzahlern des Gaargebiets 
beſoldet. In allen Klaſſen dringe der franzöſiſche Unterricht vor 
Es müſſe alſo Vorſicht 9215 und darauf geſehen werden, 
die deutſche Schule geſchützt werde. Die deutſche Volksſchule 
6 aſſenzuſammenlegun n Perſona u, denn 
Abbau bedeute Schwächung 3 Deutſchtums. — 


Stadtverordneter Pfarter Halte (Deutſch⸗Saatländi 
Volkspartei) ſtimmt dem Vorredner zu * nimmt den gleichen 
Standpunkt ein. — — man mit vollen Händen das 
Geld eren olle hier am — 5 Ort geſpart werden 
Desha De- es ſeſthalten: Wir ſtehen hier als Verteidiger 
des deutſchen Volkstums. Wir laſſen uns nichts aut 
drängen und werden immer wieder betonen, daß das Gaargebiet 
dem Völkerbund 5 treuen Händen, alſo zur Erhaltun 
des Beſtehenden anvertraut wurde. Es iſt ſchme lig 
wenn man ſieht, wie viele Kinder von den Eltern aus Ret 
ſtimmung oder um kleiner Vorteile und Verſprechungen willen, 
von denen man gar nicht weiß, ob ſie a in die 
ey ſche Schule gebracht werden. Wir fordern, daß die 
eutſche Volksſchule in ihrem vollen ae and 

unſere Kinder iſt die beſte Schule mit 


wollen, würden freu 


kleiner Frequenz gerade gut genug. | 
Stadtverordneter Hemmerlin tr.) ſchlie 
Vorrednern an. Er der "ho 
Es gelte, dafür einſetzt, od Rate verhin — 
| ‘ u wehren gegen e aſſen u 
einzutreten der Leiſtungsfähigkeit es les; 


t die Erhaltun 
ſchule. Nicht alle greif erfüllten ihre Pflicht. Auf die Eltern 
müſſe eingewirkt werden, daß ſte nicht aus Kleinlichkeiten ihre 
Kinder der franzöſiſchen Schule zuwendeten. In der letzten 
Zeit werbe eine Agitation von Haus zu aus 
für die franzöſiſche Schule. . 


Stadverordneter Allenbach (Soz) bemerkt, daß das 
ter: nur vorgeſchoben ſei, um die wahren 

bfichten der Regierung zu vetſchleiern. ag 
wolle der deutſchen Schule an den Kragen, un 
die Kinder in ihrer Gefinnung zu beeinfluffes 


Stadtverordneter Bode (Kommuniſt) icht ſich ebenfalls 
gegen das Vorhaben der 11 — wen 
Stadtverordneter Hillenbrand (Zentr.) weißt auf die 
* in Saargebiet hin und fordert 
treues Zuſammenſtehen von Eltern und Lehrern, damit das 15 
zöſiſche Kapital uns nicht erdrücke. Es müſſe endlich der hn 
zerſtört werden, in der franzöſiſchen Schule werde tüchtiges geleiſtet. 
Stadtverordneter Genoſſe Schäfer empftehlt, für Aufklärung 
der Bevölkerung über die f 
im Saa t zu ſorgen. Alle Parteien müſſen ſich darum be⸗ 
ir haben auf dieſem Gebiete bisher unſere Pflicht ge⸗ 
tan und 1 vrecer wie in einer Verſammlung in einem größeren 
Orte des aargebiets, daß unter mehr als taujend Teilnehmern 
nur zwei ſich bedingungslos für die maaffnlch Schule erklärten, 
Kei aten große Anzahl der Verſammelten ſie mit Entſchieden⸗ 
ablehnte. | 


Bürgermeiſter Dr. Neikes führt zum Schluſſe aus: Wenn 
man das Verhalten der Eltern, die ihre Kinder in die franzöſiſche 
Schule ſchicken, prüft muß man feſtſtellen, daß nur in den 
wenigſten Fällen die Abſicht $e geiftiger und moraliſcher Förderung 
der Kinder vorliegt. Aus kleinlichen Urſachen heraus, aus Ver⸗ 
ärgerung uſw. handelt man vorſchnell. ielfach werden die 
Kinder wieder aus der franzöſiſchen Schule zurückgeſchickt, mit dem 
Bemerken, ſie ſeien nicht reif für dieſe Schulen. Das kommt daher, 
daß die Kinder vorher nicht geprift wurden, man hat fre einfach 

enommen aus ganz andern Geſichtspunkten heraus. Dieſe 
inder haben dann 2 Jahre verloren. Mit dem neuen 
Miniſter für Kultus und lweſen hatte ich eine Ausſprache 
über die Schulfrage Der Miniſter hat ſich bereit erklärt, 
objektiv pu priifen. CinlGldgiges Material habe ich dem 
iniſter unterbreitet und es i che jedes Stadtverordneten, 
das gleiche zu tun. | | 1 
erklärte 


Die Stadtverordneten verſammlun 
es als ihre Auffaſſung, daß kein bbau der 
deutſchen Schule erfolgen darf. 
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Empfinden? 


Natio 


in der „Grenzland⸗ 


bet of ſchen Berlin — 


im Elſaß 


der mit den gegenwärtigen Ver⸗ 


der Erwiderung wird aus⸗ 


ſiſchen Pr ndaor im Rheinland, das 
das Koblenzer Madr! nblatt“, ebenſo 


Rhin“ und 


Echo d t 
däniſch⸗ententiſtiſche „Neue Flensburger Zeitung“, daneben 
bie geſamte franzöſiſche Preſſe, fie alle geben einen nate 
jah wieder, den ein deutſcher Berichterſtatter über ſeine Erfah⸗ 
tungen und Eindrücke auf einer Reiſe nad Elſaß⸗Lothringen in 
der Berliner „Voſſiſchen Zeitung“ veröffentlicht hat. 
Dr. Grautoff, von dem eine redaktionelle Vornoti 


der 
feftfteltt, daß er den beſten deuiſchen 
e 


nnern unſerer weſtlichen 
des Blattes Frankre 


der Front in Frankreich 19240 


achbarn g 
n einem erſten „Hinter 
hat er einen breiten Ro 


ört“, hat im Auftrage 


um der 


Frage gewidmet, wie die teten Einheit Frank⸗ 


reichs auf Elſaß⸗Lotht 


ngen gewirkt hat.“ Der 


kel kommt zu Ergebniſſen, die mit Recht ſenſationell zu 
waren * fie zutreffend fein ſollten. Sie find es 
in keiner Weiſe; ſie ſind aber derart bezeichnend für die falſchen 
Zuffaſſungen, die ein oberflächlicher Beobachter von dem heutigen 
Elſaß haben kann, daß es im allgemeinſten Intereſſe gelegen it 
den * etwas * Es kann ſich hier naturgem 


nicht darum handeln, etwa 


unkt für Punkt den Gegenbeweis zu 


ren. Das würde eine Broſchüre oder ein Buch erfordern. 
ber einzelne beſonders deutliche Beiſpiele dafür, daß das Ge⸗ 
ſamtbild völlig falſch geſehen iſt, ſollen angeführt werden. 
Zunächſt aber noch eine Vorbemerkung, die an ſich 


ie von 
Triumphgeſchrei — und von ihrem 


n muß: Während die franzöſiſche Preſſe und 
Organe in aller Welt großes 


tandpunkt aus unbedingt 


mit Recht — erheben, ſind die Blätter, die am eheſten voller 


und ſtumm; mit an 


Grautofſſchen Feſtſtellungen übernehmen ſollten, ſtill 
— bie geſamte elſaß⸗loth⸗ 


Wie reſſe ſcheint ſich geradezu zu genieren, der⸗ 


artig Ungereimtes wiederzugeben. 
Sprache erſcheint, und das iſt die 


Soweit ſie in deutſcher 
überwältigende Mehrheit, 


ſchweigt ſie Ty oder bringt fie an völlig unauffälliger Stelle 
e 


fieben oder acht 


ilen über den Inhalt; nur die auf den Leſer⸗ 


kreis der eingewanderten Franzoſen eingeſtellten Blätter, 
wie das — d Alſace et de Lorraine“ und die franzö⸗ 


i b „Straßburger 
* 


von Stra 


franzöſiſche 


Neuen Zeitung“ geben ein⸗ 


denſchilder, fran 


„Das ganze Straßen bild iſt franzöſiſch, hei 


es | 
Plakate, franzö 


wird kaum jemand beſtreiten wollen 


darin, daß mit polizeilichem Zwang 


ie uſſchriften auf den Trambahnen. 


ber ſei Grund 
daß — 


rein äußerlich nichts aus dem Rahmen herausfällt, den die fran⸗ 


zöſiſchen „Befreier“ für die Wirkun 


auf das Auge für nötig er⸗ 


achten. Nach den Wünſchen und Bedürfniſſen der einheimiſchen 
2 — auch da niemand gefragt. So hat die Landes⸗ 
olt ahn 


preſſe wieder 


erfolglos gegen den 


ſinn proteſtiert, daß 


man dem guten Eindruck zuliebe alle Straßenſchilder franzöſiert 


hat, ohne auch nur vorübergehend 


die alten deutſchen Bezeich⸗ 


nungen daneben noch zu dulden. Aber wie ſehr das reine Potem⸗ 


ki Do nd, zeigt B. 
chen Tileln Republ 


darin, daß Blätter mit gut 
ique“ oder „Humanité“ rein 


uti erſcheinen, und nicht einmal mehr wie einſt in der erſten 
Zeit die Konzeſſion machen, den einen oder anderen Artikel in 


nzöſiſcher Sprache zu geben. All 


deutſchez Theater, teine deutſche Buchhandlung, keine deutſche 


kann. Den 


nales 
Deu 


Wahlkamp ver das 

tte 

auch einzelne “sete Erfolge port bereits po —.— 


bezeichnendſter vielleicht darin geſehen werden darf, daß Abbe 
Wetterlé nach dem kläglichen Eingehen ſeines chauviniſtiſchen 
„Kouveau Rhin Francais“ ſeine politiſche Leitartitlertitigteit 
in hochdeutſcher Sprache ausüben mußte, er, der in ſeinem 
Blatte es jahrelang als Lüge erklärt hat, dak das Deutch die 
— 14 — des Elſaß ſei! (Daß dieſe deutſchgeſchriebenen Leit⸗ 
enen find, würde man a aus dem el nicht me 

0 et de Lorraine“). * 

s gibt keine deutſche Proteſtler partei, 
ſondern nur einzelne Un zufriedene“, fährt Grau⸗ 
toff fort. i ic an Berichterſtatter die Frage richten, ob 


ihm bekannt iſt, daß Verſuche, dem Selbſtbeſtimmungsrecht der 
einheimiſchen Bevölkerung zur Anerkennung zu verhelfen, von 
franzöſiſcher Seite wiederholt im Keim erſtickt worden find? Daß 
es eine völlige praktiſche Unmöglichkeit iſt, eine Bewegung zu 
organiſieren, die die Unzufriedenheit der Bevölkerung, die Ente 
täuſchung, das „Unbehagen“ („e malaise alsacien!!“) in die 
—— auswertbare Form einer Partei oder Vereinigung 
ringen würde. Zu wiederholten Malen ijt die franzöſi che Bers 
waltung mit der Waffe der fila ane ge vorges 
angen; ein Märtyrer der elſäſſiſchen Freiheitsbewegung, der 
tülhauſer René Céſar Ley, hat ſieben Jahre Zuchthaus 
verbüßen, weil er eine jreie und unbeeinflußte Wottsabs 
ſt im mung ſeiner Heimat verlangt hat. 
Einer weitſchweifigen Widerlegung bedarf auch eine weitere 
Behauptung Dr. Grautoffs nicht, daß näm ich „n a 1918 
keine Elite von Altelſäſſern nach Deutſchland 
gewandert“ ſei. Wer einigermaßen in den Dingen Beſcheid 
weiß, den ſind zu vielen Dutzenden die Namen führender Politiker, 
Verwaltungsmänner, Intellektueller, Lehrer, Geiſtlicher beider 
Bekenntniſſe uſw. bekannt, die ihre Treue zu Deutf land mit dem 
Opfer der freiwilligen Aufgabe ihrer Heimat bezeugt haben. Es 
eht einem deutſchen Blatte ſchlecht an, dieſe Männer und 
rauen mit einer Handbewegung abzutun. Was iſt denn eigent⸗ 
ch „Elite“?! Der ala langjährige Straßburger Bürger⸗ 
meiſter und letzte elſaß⸗ othringtt e Statthalter, jetzige Ober⸗ 
äſident in Raffel, Dr. h. c. Rudolf Schwander, der vere 
thene Unterſtaatsſekretär Petri, die Theologen Anrich 


und Ehrhard, dieſer Dekan der Straßburger katholiſch⸗ 
— 1 n Fakultät, Männer wie der rer der Oppoſition 
gegen 


direktor, D. Dr. h. e. %, wie der frühere Landtags⸗ 
abgeordnete Paul Wolf (bei der Reichstagswahl Kandidat der 
Deutſchdemokratiſchen 3 find doch auch in den Augen des 
anſpruchsvollſten Beobachters ebenſo als geiſtige Elite des 
‘elt ative olfes anzuſprechen wie die mehr als 30 pro⸗ 
teſtantiſchen Pfarrer die um ihres Deutſchtums willen das Elſaß 
aft. verlaſſen haben, wie die führenden Kräfte der Lehrer⸗ 
chaft. Und die drüben geblieben — weil fie ‘a nicht von dem 
Boden der Väter löſen wollten, find — ſoweit 
* führend im öffentlichen Leben hervortraten — heute in der 
ehrzahl zum Schweigen und zur 33 verdammt, weil 
nur die wenigſten die entnervende Heuchelei über ſich bringen, 
95 Wirken mit blau⸗weiß⸗ roten 23 Phraſen den neuen 
erren ~~ zu machen! ls Geſamteindruck ſeines Auf⸗ 
enthalts in Straßburg — das übrige Land hat Grautoff offenbar 
nicht beſucht; er kennt das —— auch von früher nicht, wie er 
elber feſtſtellt! — ſtellt Grautoff feſt: „. .. Ich ſage euch die 
rheit, die ich erlitt, ins Geſicht: Das Elſaß will uns 
nicht. Die Schale find uns verloren!“ (!!) Was es mit. 
einer ſolchen Behauptung auf ſich — dürfte aus dem Voran⸗ 
8 bereits deutlich * 1 ein Menſch kann derartiges 
ehaupten, da das „ te Kennzeichen, die allſeits im No⸗ 
vember 1918 erwartete olksabſtimmung über die Zu⸗ 
gehörigkeit zu Deutſchland oder die Rückkehr zu Frankreich oder 
die Selbſtändigkeit als neutrale Republik — an die ſeit Jahr⸗ 
ehnten viele denken — auf Abraten der Wetterlé uſw. aus 
Furcht vor der N der franzöſiſchen Befreiungstiraden 
unterblieben i 
Aber das iſt ja gar nicht der Kern der Frage; 
worauf es bei der „elſaß⸗lothringiſchen Frage“ ankommt, das iſt: 
Darf im Zeitalter des Selbſtbeſtimmungsrechts, des Völker⸗ 
bundes, der Minderheitenrechte ein Staat wie Frankreich rein 
aus machtpolitiſchen, ſtrategiſchen, und dazu aus zentra elch, 
ſtaatlichen Erwägungen heraus, einem Volke von anderthalb 
Millionen andersſprachiger, Ber — un⸗ 
eſtraft, ohne Ein Ruch der Welt, ſeine Vergangenheit, ſeine 
eſensart, ſein Selbſt rauben? Iſt es denkbar, daß eine Minder⸗ 
heit von den geiſtigen und menſchlichen Qualitäten der elſäſſiſchen 
und deutſchlothringiſchen im franzöſiſchen Staat vergewaltigt und 
ſeeliſch verkümmert werden kann, ohne daß das Deutſchtum is 


tterlé im Miniſterial⸗ 
. Goe 


e in deutſcher 
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7 ge 
ten, 
den⸗ | 
be 
ſche das pure Aeußerlichkeit, 
den die Aber nicht darüber ginweghilft, daß die Sprachenfrage 
ung Tag für Tag in der elſäſſiſchen wie in der innerfranzöſiſchen 7 
vets Preſſe behandelt wird. Neun Zehntel der Bevölkerung ſpricht 
* deutſch, die allergrößte Zahl der Tages⸗ und Zeitſchriften⸗ 
der preſſe iſt deu tſch; die Umgangssprache der breiteſten Maſſen 
ach 
ſe eitung von Rang, berichtet demgegenüber Grautoff und fig 
1d} ur xen.“ age mich, woher dieſe eis ammen 
die Waaler entſpricht ſie ſo wenig, daß gerade dieſer 
unkt keiner ernſtlichen Widerlegung bedarf. Die Preſſe aller 
, lichtungen verficht das Necht auf die Mutterſprache, brandmarkt 
die Unmenſchlichkeit und Unvernunft, die in der Aufoktroyierung 
te des Franzöſiſchen als alleinberechtigte Amts⸗, Gerichts⸗ und 
et Unterrichtsſprache in einem durchweg 1 Lande 
liegt; die Geiſtlichkeit beider Konfeſſionen, . Volksver⸗ 
ſammlungen allerwärts, RNeſolutionen aus rſchiedenſten | 
Gegenden fordern die Abkehr von dieſem geiſt⸗ und ſeelentöten⸗ 
den unwürdigen Sprachenausrottungskrieg. Und die Kandidaten 
der Parteien (auch Eingewanderte!) haben wie früher ſo auch im 


11 


7. 
** 


—— 
* 
A. 
\ 


7 abe 


den Franzoſen zu beſcheinigen, Sh 


nicht nur den um ihre verbrieften Rechte tlimpfenden 


* $48 


aller Welt dieſen Frevel als * an ſich ſelbſt verdammt und 


Es wäre n akbar, wenn gerade ein deu demo⸗ 
kratiſches Blatt vom Range der „Voſſiſchen Zeitung“ ſolche 
brutale Machtpolitik etwa rechtfertigen wollte, fei es auch nur 
dadurch, daß ſie dem Brutalen (auf Grund von Beobachtungen, 


die nicht zum innerſten Kern vordringen) beſcheinigen würde, 
teſſe des unter⸗ 


daß ſeine Gewalttätigkeiten Erfolg haben. Die 
drückten deutſchen Volkes kann ihre Aufgabe n ot darin ſehen, 
aß zielſtrebige Macht deutſches 
Volkstum ausgurotten vermag. te Aufgabe liegt im Gegen⸗ 
teil darin, fi gun Anwalt aller Gepeinigten und Unterdrückten 
zu machen. Dies aber ganz bejonders dann wenn Blut vom 
eignen Blute, Fleiſch vom eignen Fleiſch überfremdet wird! 


Soweit die in der „Grenzland⸗Korreſpondenz“, 
Ausführungen, die die außerordentlich ſchmerzliche Frage an⸗ 
22 welche Stellung die deutſche Preſſe im allgemeinen 
en Grenzlandfragen gegenüber einnimmt. Hier iſt ein Punkt, 
der von allen Deutſchen, die das Unglück hatten, auf Grund des 
Verſailler Diktats vom deutſchen Vaterlande abgetrennt oder auf 
Grund von Terrormaßnahmen von Haus und Hof, aus der 
eimat vertrieben zu werden, als dunkler Punkt angeſehen wird. 
s iſt beſchämend für die deutſche Preſſe, welche Unkenntnis ſie 
ſo oft, über die Dinge an den 1 legt, die das 
ji 


o oft, ach 
Schicha des deutſchen Volkes betreffen, welche Verſtändnisloſig⸗ 
keit, welche Gleichgültigkeit ſie beweiſt, wenn es ſich darum han⸗ 
delt, den geknechteten deutſchen Volksgenoſſen in den beſetzten 
bedrohten und vergewaltigten Gebieten beizuſpringen. Man da 
es guten Gewiſſens unternehmen, zu behaupten, es ſtünde beſſer 
um die deutſchen Belange an Rhein, Ruhr und Saar, in Nord⸗ 
chleswig, Danzig, Memel, Polen, Oberſchleſien, in der Tſchecho⸗ 
owakei und überall dort, wo Deutſche gegen ihren Willen einem 
emden Machthaber unterſtellt find, wenn die deutſche Preſſe 
mit der Gewiſſenhaftigkeit und Sachlichkeit reſtlos Rufer im 
Streit um Recht und Gerechtigkeit geweſen wäre, wie es ihr 
als Hüterin aller deutſchen Belange, der nationalen Würde und 
der um ihr Deutſchtum ringenden Bevölkerung der betreffenden 
Gebiete zukommt. 
Dieſe Unterſtützung des Kampfes der Deutſchen in all dieſen 
unterdrückten Gebieten hat man bisher bei dem gropten Teil der 
deutſchen Preſſe vermißt. Mehr noch. Wie die obigen Aus⸗ 
fa rungen eines nur zu deutlich erkennen 
aſſen, empfindet man di 
von einem Teil der deutſchen Preſſe behandelt werden, als ein 
n⸗den⸗Rücken⸗fallen, als eine Erſchwerung und Hemmung des 
ampfes um die deutſchen Belange. 


Die Ausführungen, die ſich in dem obigen Falle wegen ihrer 
eigenartigen Stellungnahme in der elſaß⸗lothringiſchen auf 
gegen die „Voſſiſche Zeitung“ richten, ſind übertragbar auch auf 
die Einſtellung des genannten Blattes in der 22 a 
Saargebiet wird man es ſobald nicht vergeſſen, daß die „ ay che 
Zeitung“ während der ſchwerſten Unterdrückung, die das Saar⸗ 
ebiet ſeit dem Waffenſtillſtand von ſeiten der franzöſiſchen Be⸗ 
fahre und der Regierungskommiſſion für das Saargebiet er⸗ 
ren hat, nämlich während des Beamtenſtreiks im Auguſt a 
eamten, 
ondern der geſamten Bevölkerung in ihrem Abwehrkampf in 
n Rücken fiel. Auch damals war es ein Sonderbeauftragter 
der „Voſſiſchen Jaibens nämlich Herr Elbau, der ſich einbildete, 
in einem dreitägigen Aufenthalt im Saargebiet das geſamte 
Saarproblem nicht nur erfaßt, = auch über die Ziele der 
Saarregierung in allen Einzelheiten unterrichtet zu ſein. Er 
a es damals in einer ganzen Artikelſerie unternommen, die 
evölkerung des Saargebiets und vor allem die 1 
in ein Licht zu ſtellen, als ob das Recht durchaus auf ſeiten 
der Regierungsfommilfion und der frangofilden Militärbehörde 
lag. Wie leicifettig Herr Elbau damals über die Dinge im 
Saargebiet ſchrieb, ergibt ſich am beſten daraus, daß er, ohne 
auch nur den Verſuch gemacht zu haben, mit den Vertretern der 
Arbeiterſchaft Fühlung nehmen. begeiſtert davon ſprach, die 
Regierungstommilfion für das Saargebiet 1 aus dem 
Saargebiet einen Arbeiterſtaat zu machen. Herr Elbau hat ſich 
damals nicht die Mühe gegeben, die Beſtimmungen des Saar⸗ 
atuts im Verſailler Vertrag nachzuſchlagen, um eftauftelien, ob 
ieſe angeblichen Ziele der Saarregierung ſich mit dieſen Be⸗ 
immungen vereinbaren laſſen. Buchſtaben und Geiſt dieſer Be⸗ 
immungen aber laſſen eine derartige ſozial⸗ und ſtaatsrechtliche 
geo der Struktur des Saargebiets nicht zu. Herr 
Elbau aber ließ ſich von Herrn Rault ſeine Pläne entwickeln, in 
denen natürlich nichts davon enthalten war, daß ſie darauf hin⸗ 
auslaufen, das Saargebiet reſtlos Frankreich auszuliefern. Und 
pets Elbau war über dieſen Plan derart entzückt, Daf et der 
Saargebietsbevölkerung 1 — 1 die heftigſten Vorw ue dats 
über machte, daß fie nicht jubelnd dieſem Plan zuſtimmte, ſondern 
der Regierungskommiſſion und dem franzöſiſchen Militär durch 
ihre —— Haltung Anlaß gab, mit dem Ausnahmezuſtand, 
mit Maſſenausweiſungen, Verhaftungen und einer regelrechten 


a 


e Art und Weiſe, wie alle dieſe Gebiete 


Menſchenjagd in den Wäldern des Saargebiets gegen die Be 


völkerung vorzugehen. Herr Elbau darf verſichert ſein, daß ihn 


dieſe ſeine Stellungnahme damals im Saargebiet ſobald nicht 
vergeſſen wird. Es ändert daran auch nichts die Tatſache, daß 
ſein Blatt in ſpäteren Zeiten den Tatſachen Rechnung tragen 
und von Maßnahmen der 88 Kenntnis nehmen 
mußte, die nicht gerade mit den Plänen des Herrn Rault auf 
Schaffung eines Arbeiterſtaates vereinbar waren. 
ber ſelbſt wenn alles jo wäre, wie Herr Elbau nach ſeinen 
damaligen von der em nfot⸗ 
mationen für richtig hielt, dann wäre es die Pflicht eines deut⸗ 
chen Redakteurs geweſen, vor n jeiner 
ormationen ſich mit den führenden politiſchen Perſönlichte 
s Saargebiets in Verbindung zu ſetzen, um mit ihnen darüber 
Rückſprache zu nehmen, ob eine ſolche Veröffentlichung im Inter⸗ 
eſſe des Saargebietes gelegen fei oder nicht. Aber weit davon 
entfernt. Herr Elbau hat es damals lertiggebradit, als ihm von 
den Perſonen, die Opfer der damaligen Gewaltmaßnahmen der 
Saarxregierung geworden waren, Aufklärung über die wirklichen 


Verhältniſſe und über die Sachlage gegeben wurde, dieſe Fel-“ 


ſtellungen mit einer ſehr überlegenen Handbewegung abzutun; 
er hatte ſich ja während ſeines — man beachte dreitägigen — 
Aufenthalts im Saargebiet hinreichend „unterrichtet“. Andere ges 
wiſſenhafte Leute brauchen zur Beurteilung der Lage ein meht⸗ 
wöchiges ſorgſames Studium. Ein Redakteur der „Voſſiſchen 
eitung“ aber verſchafft ſich ein klares Urteil vom Speiſewagen⸗ 
enſter aus. Wir glauben es Herrn Elbau ohne weiteres, daß 
er nie in die Verlegenheit kommen wird, die „RNitterlichkeit“ der 
anzöſiſchen Nation in franzöſiſchen Gefängniſſen kennen zu 
ernen. Wir glauben es ihm um ſo mehr, als er damals der 
einzige deutſche Redakteur war, dem es ohne Schwierigkeiten 
gelang, in das Saargebiet einzureiſen. lreiche andere deutſche 
e 


dakteure, die entweder iu vorübergehendem, informatorijdem 


e 
Aufenthalt oder zur ſtändigen Tätigkeit ins Saargebiet gehen 
wollten, haben dieſes Entgegenkommen nicht erlangen können, 
Ueber die Gründe, die hierbei ſoll nichts 
Aber Herr Elbau ſollte ſich dies ſelbſt eingeſtehen, daß dieſe Tats 
ſache nicht allein im Saargebiet auffällig vermerkt n iſt. 

Man iſt verſucht, zu fragen, wie es kofnmt, G0 einige deutſche 
Zeitungen es mit einem beneidenswerten Geſchick verſtehen, 
unter der Behauptung angeblicher größter Sachlichkeit die Dinge 
in den unterdrückten Gebieten gerade is zu ſehen, wie es unſeren 
Gegnern angenehm und — wie die Erfahrungen lehren — nützlich 
it In dem oben angeführten Fall hat denn auch die franzöſiſche 

reſſe und der geſamte franzöſiſche Propagandadienſt von den 
Ausführungen der „Voſſiſchen Zeitung“ mit Genugtuung den 
weiteſtgehenden Gebrauch gemacht und damit die franzöſiſche * 
über „das rein franzöſiſche Elſaß⸗Lothringen“ unterſtrichen. 
die Verhältniſſe wirklich ſo liegen? Auch Herr Elbau hat leine 
der franzöſiſchen Preſſe mit ſeinen Veröffentlichungen in der 
„Voſſiſchen Zeitung“ hinreichend Material gegeben, das ſie ſelbſt 
nicht beſſer den il nnte. Man hätte erwarten ſollen, 
daß die deutſchen Zeitungen, deren Auslaſſungen in dem fran⸗ 
eee Propagandadienſt weiteſte Verwertung und Zuſtimmung 
inden, ſich gefragt hätten, worin auffallende ne 
Grund hat. Das ijt nicht der Fall, vielmehr ſcheint ein Teil 
dieſer Preſſe, wie jüngſtens der Fall Grautoff zeigt, ſich einen 
Sport daraus zu machen, ſich lieber „ſteinigen“ zu laſſen, als den 
Franzoſen gegenüber ſich weniger — loyal zu erweiſen. 

Herr Grautoff ſagt in ſeinem fraglichen Artikel ſelbſt, dab 
er das Elſaß vordem nicht kannte und au Poe Elbau dürfte 
ji im Saargebiet kaum beſſer ausgefan aben. Wie nun, 
wenn die Urteile dieſer beiden Hexren, die fie auf Grund ihrer 
flüchtigen Durchveiſe in den betreffenden Gebieten erlangt hatten, 
—— fall wären? Was wäre dann eigentlich die logiſche 

olgerung 

Urteile nach gewiſſenhafter Prüfung jeder ſelbſt. 


Die - der Herſtellung unſerer letzten Nummern des 
„Saarfreund iſt auf redaktionelle Sete en zurückzuführen. 
Unſere Freunde wiſſen, daß wir nicht in der Lage find, das 
für einen bezahlten Redakteur aufzubringen. Vielmehr wird die 
Kedaktion des „Saarfreund“ von einem ausgewielenen Saar⸗ 
Redakteur ehrenamtlich beſorgt, der aber in der Urlaubszeit fe 
mit Arbeiten iiberlajtet iſt, daß daran der „Saarfreund“ in Mite 
— gezogen wird, was der betreffende tr ebenjo bes 
dauert wie der Verlag des „Saarfreund“. Es unter dieſen 
Umſtänden natürlich noch ſchwerer als ſonſt, allen Anſprü 
von Mitgliedern, Freunden und Kritikern gerecht zu werden. 
Unregelmafigteit in der Herſtellung dürfte aus dem angegebenen 
Grund leider noch einige Zeit anhalten. Wir bitten dieſe Ver⸗ 
en in der Vergangenheit und entſchuldigen. 

as — Erſcheinungen einer Grenzkampf⸗Zeitſchrift, die ohne 
behördliche Unterſtützung den Kampf um das bedrohte Saargebiet 
führen muß. Wir hoffen, daß unſere Freunde unſere Notlage 
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Korruption ohne Ende. 


Unter der Ueberſchrift „Saarländiſch“ veröffentlicht die 
Saarbrücker Ztg.“ folgendes Genrebildchen über die himmel⸗ 
fgreienden Zuſtände, die die einjeitige Bevorzugung von Aus⸗ 
ening auf dem Gebiete des Wohnungsrechts hervorgerufen 

en: 
* Saarländiſch. 


Kennzeichnend für die Verhältniſſe auf dem Gebiete unſeres 
rländiſchen Wohnungsweſens ijt eine Verhandlung, die dieſer 
ge vor dem Saarbrücker Mieteinigungsamt ſtattfand. Es 

1 ſich um eine Streitſache der Frau Witwe Kalk gegen 

en früheren Juſtizdirektor Dr. Carriere. Im 
Jahre 1919 hatte die franzöſiſche Rilitär verwaltung 
im Hauſe der Witwe Kalk, Alleeſtraße 10, eine — rine, 

Wohnung von tint Zimmern, zwe 

Nanſarden, Küche und Zubehör n 

und fie dem Herrn Dr. Carriere zugewieſen. Die Witwe Kalk 
te nunmehr bei dem Mieteinigungsamt die Genehmigung zur 
nigung, der Wohnung und die Erhöhung des Mietzinſes be⸗ 

antragt. Die Angelegenheit iſt bereits Gegenſtand einer Anfrage 

im Landesrat geweſen. Die Regierung war um Aus⸗ 

kunft erſucht worden, wie es komme, daß für 

Dr. Carriere, der nicht mehr Beamter der Res 

terungsfommiffion ſein, eine Wohnung be⸗ 
werde. er Regierungs vertreter 

atte geantwortet, eine Sef 

nicht und Dr. Carriere habe lediglich auf Grund eines privaten 

Nietvertrages mit der Hauseigentümerin die Wohnung inne. 


der Sitzung des legte nun 
Dr. Carriere eine vor wenigen Tagen von der 
Regierungskommiſſion, Zentral⸗Wohnungs⸗ 
fommiffion, ausgeſtellte Beſcheinigung vor, 
derzufolge die Beſchlagnahme der Wohnung im 
Kalkſchen Hauſe nach wie vor auftechterhalten 
ift. Von ſeiten des Herrn Dr. Carriere wurde dabei mit voller 
Offenheit erklärt, daß die Regierungskommiſſion 
unter keinen Umſtänden die Beſchlagnahme 
aufhebe und, falls Dr. Carriere die Wohnung aufgeben ſollte, 
an ſeiner Stelle einen anderen Zwangsmieter einweiſen werde. 
Nach der Regierungserklärung im Landesrat, wonach eine Be⸗ 
ſchlagnahme nicht * beſteht, wäre es nun intereſſant zu wiſſen, 
wer dem Herrn Dr. Carriere dieſe Erklärung ausgeſtellt hat und 
ob dieſelbe mit Wiſſen und Genehmigung des für die betr. Ab⸗ 
teilung verantwortlichen Mitgliedes der Regierungskommiſſion 
erteilt worden iſt. Der Vorfall if um ſo ffanbdalijer, als 
Dr. Carriere in der Vethandlung zugab, daß er 
nicht mehr Beamter, saftig in kaufmänniſchen 
Unternehmungen beſchäftigt ſei, daß er eine 
Wohnung in Paris unterhalte undes unbedingt 
ablehne, eine ihm von der Frau Witwe Kalk zu⸗ 
gewieſene gleichwertige Tauſchwohnung anzu⸗ 
nehmen, weil dieſe unmöbliert fet und er nicht 
daran denke, ſich Möbel anzuſchaffen. 


Ohne jeden Zweifel ſind die Beſchlagnahmen aus der Zeit 
der franzöſiſchen Militärverwaltung aufgehoben. Daß — 
dere die Beſchlagnahme der Wohnung des Herrn Dr. Carriere 
nicht mehr beſteht, it noch dazu durch die amtliche Er⸗ 
klärung des ertreters er Regierungs- 
kommiſſion im Landesrat feſtgeſtellt. Die von 
Herrn Dr. Carriere vorgelegte Erklärung iſt deshalb objektiv 
unrichtig. Sollte ſie als erneute Beſchlagnahme gedacht ſein, ſo 
wäre fie auch ungeſetzlich, denn Dr. Carriere iſt, wie von der 
3 wohl kaum in Abrede geſtellt wird, Privat⸗ 
perſon. 

Man darf geſpannt fein, ob die Regierungskommiſſion dieſe 
Beſchlagnahme aufrechterhält und damit den beſtehenden geſetz⸗ 
widrigen Zuſtand ſanktionieren wird. Herr Dr. Carriere 1 
nach ſeinen Erklärungen vor dem Mieteinigungsamt der Unter⸗ 
ſtützung durch die Regierungskommiſſion völlig 
gem tt zu * In dieſem Zuſammenhang iſt es nicht ohne 

ntereſſe, daß, wie wir hören, kurz vor der Verhandlung ſeitens 
der Regierungskommiſſion bei dem Mieteinigungsamt durch Fern⸗ 
ſprecher angefragt wurde, welche Beiſitzer des Mieteinigungs⸗ 
amtes mit der Sache befaßt ſeien. 

Der ange Vorfall ijt, wie ſchon selast, äußerſt bezeichnend, 
und die Regierungskommiſſion wird nicht umhin können, auf die 
rage eine Antwort zu geben, mit welchem Rechte für eine 
rivatperſon eine Wohnung beſchlagnahmt werden kann. Der 
all bedarf dringend der Aufklärung, wenn nicht jedes Rechts⸗ 
Ped yg tiefite erſchüttert werden ſoll. Wenn Herr Carriere 

keine Möbel anſchaffen will, kann er ſich fa in ein Hotel ein⸗ 
mieten und dort ein Appartement von fünf Zimmern bezahlen. 


lagnahme beſtehe 


Nachklänge von Leipzig. 


In unſerer letzten Nummer haben wir im Rabhmen des 
richtes über unſere Leipziger Bundestagung einen großen Te 
der zu dieſer Tagung eingegangenen Begrüßungsſchreiben und 
Telegramme veröffentlicht. Zu unſerm Bedauern wurden einige 
eee aus Verſehen übergangen, auf deren Bekanntwerden wir 


edoch Wert legen. Darunter an erſter Stelle das des Herrn 
ige Innenminiſters. Wir laſſen es daher hier nachträglich 

„Zu meinem Bedauern iſt es nicht möglich, einen Vertreter 
zu der Tagung in Leipzig zu entſenden. 

Der Veranſtaltung ſelbſt wünſche ich, daß ſie ein weiteres 
Symbol für die Unzertrennlichkeit des Saargebiets vom 
deutſchen Vaterlande ſein möge. = 

Die Abſtimmung in Hannover am 18. d. M. hat bewieſen, 

daß die übergroße Mehrheit der dortigen Bevölkerung nicht in 
der Zerſchlagung, ſondern in der Zuſammenfaſſung der 
Kräfte das Gedeihen für Reich und Staat erblickt. 
Hannover iſt damit dem Beiſpiel der bewährten Vevölke⸗ 
rung am Rhein und insbeſondere an der Saar gefolgt, die 
unter Zuſammenfaſſung alles Trennenden, 
der Parteien, der Klaſſen und der Weltan⸗ 
[chauung die deutſchen Intereſſen an die 
Spitze ihres Handels geſtellt hat. 
Wenn das geſamte Deutſchland in folder Einmütigkeit gus 
ſammenſteht, wird der Tag um fo ſicherer kommen, an dem die 
Fürſorge von Staat und Reich in voller Freiheit 
auch unſeren Brüdern im Saargebiet wieder gue 
gute kommen wird. 

Dieſes Ziel zu fördern, ſoll die Aufgabe der Tagung in 
Leipzig ſein, wozu ich dem „Saarverein“ vollen Erfolg wünſche. 


gez. Sever ing. 
Ferner erwähnen wir: 


Treue hat die ſaatrländiſche 
inderhilfe zahlreichen Ham⸗ 
burger Kindern im Saargebiet ANN und 
Stärkung geboten. Tapfer hat die ſaarländiſche Bevölke⸗ 
rung alle Not drückender u r ertragen, unerſchüttert 
in ihrer Treue zum Reich. Möge der Geiſt, der die Saarländer 
bisher zu ſolchen Taten vermocht hat, auch ferner in ihnen 
lebendig bleiben und fie zum Ausharren ſtählen, bis fie ihre 
eg wiedergewonnen haben. Daß dazu aud die 4. Tagung 
— — „Saar⸗Verein“ dienen möge iſt der Wunſch des 

enats. 

Der Präſident des Senats der Freien Stadt Hamburg. 

gez. Unterſchrift. 


„ . . Möge auch die diesjährige Tagung an ihrem Teile 
dazu beitragen, den tapferen Geiſt des Widerſtandes 
mit dem die Bevölkerung des Saargebiets den ſchweren Kampf 
—1 ihr 1 und politiſches Deutſchtum führt, zu erhalten 
und zu ſtärken. 

tremens Bevölkerung nimmt an dieſem opferreichen Ramr§ 
den innigſten Anteil und wird, wenn es gilt, den treuen deutſchen 
Brüdern an der Saar ſtets hilfreich zur Seite ſtehen.“ 


Der Senat der Freien Stadt Bremen. 


Das Anhaltiſche Staatsminiſterium ſchrieb u. a.: 

„. Wir möchten jedoch nicht verfehlen, bei dieſer Gelegenheit 
die innige Anteilnahme der anhaltiſchen Bevölkerung an dem 
Kämpfen und Ringen unſerer deutſchen Brüder an der Saar und 
die Erhaltung und Stärkung des Deutſchtums im dortigen Ge⸗ 
biet zu bekunden... Möchten die Beſtrebungen Ihres Bundes. 
das entgegen dem ausgeſprochenen Willen der Bevölkerung einer 
remden Verwaltung unterſtellte Saargebiet mit unſerem 
eutſchen Vaterlande wieder zu vereinen, von Erfolg gekrönt 


— 


„ . . Die Bewohner des Saarlandes haben durch ihte Hal⸗ 
tung bewieſen, daß das Wort „Deutſch jein, heißt treu 
fein“ nicht bloß Schall und Rauch iſt, darum haben wir 
alle die heilige Pflicht, dieſe Treue zu vergelten und die unter 
dem Drucke des Verſailler Diktates ſchwer leidende und im Kampf 


um ihr Deutſchtum ringende Bevölkerung in jeder Weiſe zu unter⸗ 


Saarland — altes deutſches Kulturland — 
deutſch für immer! 


Mecklenburgiſch⸗Strelitzſches Staats 
miniſterium. 


„ . . Gerade in dieſen Tagen, wo das Sckickſal unſerer 
Brüder an der Saar, am Rhein und an der Ruhr mehr denn je 
auf dem Spiele ſteht, iſt ein Zuſammenſchluß in der Art 
des Saar⸗Vereins zweifellos von goßer in neter 
und äußerer Wirkung 


— 


— 
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Mögen die hocheenz den Ziele und Beſtrebungen des 
Saat⸗Veteins bei allen Teilnehmern und darüber hinaus bei 
unſerem ganzen Volta volles Verſtändnis und lebhafteſte Anteil⸗ 
nahme erwecken!“ | 

Der Vorſitzende dee Brandenburgiſchen Staats⸗ 
miniſteriums. 


„ Das Oldenburgiſche Staatsminiſterium 
nimmt an den Beſtrebungen des Bundes auf n und 
Stärkung des Deutſchtums im Saargebiet lebhafteſten Anteil. 
Die regen nachbarlichen Beziehungen zwiſchen dem Saargebiet 


; 
Staatsminiſterium erhöhten Anlaß, der vaterländiſchen Tätigkeit 
des Bundes ſeine volle Aufmerkſamkeit zu ſchenken. 


Der Präſident der Deutſchen Liga für Völkerbund, Graf 
J. H. Bernſtorff, ſagt in ſeinem Schreiben u. a.: 
„. In beſonderem Maße find wir an Ihrer Arbeit durch 
die Tatſache intereſſiert, vaß Ihre Heimat aufs ſchwerſte 
leidet unter dem Regiment von Vertretern des 
Völterbundes, die die ihnen übertragene Boll: 
macht aufs gröblichſte mißbrauchen. In Ihnen hoffen 
wir Mitkämpfer zu finden, den wahren Völkerbund, der 
erſt geſchaffen werden ſoll unter deutſcher Mitwirkung, und der 


und dem rium ee Landesteil Birkenfeld geben dem 


dann die ihm übertragenen Aufgaben treu und cose ne durch⸗ 


— Laſſen Sie uns zuſammen dieſen Kampf kämpfen! Er be⸗ 
eit Ihre Heimat von der Tyrannei. , 
Unter den zahlrei Telegtammen befindet ſich ein Gruß 
des ſchwediſchen Oberſten L. af Peterſens, der bekannt⸗ 
lich außerordentlich tätig iſt, um die ſchwediſche Oeffentlichkeit 
über das Unrecht an der Saar aufzuklären. | 


Der preußiſche Landtag für die Saar⸗ 
bergleute. 

Diſziplinarverfahren gegen Saarbündler. 

Der Hauptausſchuß des Preußiſchen Landtages beendete am 
21. Juni die Beratung des Haushalts der Bergverwaltung. Auf 
Anregung des Handelsminiſters wurde von allen Parteien der 
Antrag angenommen, 1. die Arbeiter und Angeſtellten 
n in der Wahrung ihrer nationa⸗ 
len Seſin nung mit aller Kraft zu unterſtützen, 2. alle 
Opfer des ftanzöſiſchen Terrors im deutſchen 3 
bau unterzubringen und 3. gegen alle Angehörigen des 
deutſchfeindlichen Saarbundes, die ſich im preußi⸗ 
befinden, disziplinariſch einzu⸗ 

Dieſer Adee wird im Saargebiet mit Genugtuung begrüßt 
werden; eral ſich d aus ihm, daß man im Preußiſchen 
fost. Be ſterium die Vorgänge an der Saar aufmerkſam ver⸗ 


olgt. Beſonders erfreulich iſt auch, daß man endlich gegen die 
erräter am Deutſchtum an der Saar vorgeht, die charakter⸗ und 
würdelos genug find, die franzöſiſchen Annexionsziele zu unter⸗ 
ſtützen, rid aber ſcheuen, „preußiſche Penſionen 
. abzuheben. Es iſt ja bekannt, daß der „Grubenbeſitzer“ — 
woher kommen die Gelder? — Reinhardt den „Saarbund 
auf Anweiſung des franastt en Propagandachefs für das Saar⸗ 
ebiet, Richert, ins Leben rief und mtt allen Kräften für 
ie Los öſung des Saatgebiets in Preußen und 
Deutſchland arbeitet, aber dennoch die Wr die er als 
ehemaliger „Kgl.⸗Preußiſcher Einfahrer“ bezieht, gewiſſen⸗ 
Re ftabhebt, obwohl fie aus einer Preußiſchen Kaſſe ſtammen. 
s ijt wirklich Zeit, daß dieſer Charakterloſigkeit der Reinhardts 
ein Ende gemacht wird. 


Das neue Kraftwerk an der Saar. 


rovinz“ beſchloſſen, zur billigeren eugung von elektriſchem 
trom bei Serrig an der Saar ein Kraftwerk zu errichten. 
Das Werk ſoll tg unterhalb der Sorriger Klauſe errichtet 
werden, und zwar ſoll das Turbinen⸗ und Krafterzeu⸗ 
sgebäude auf die rechte 


gun lußſeite zu ſtehen kommen. 
ie Saar wird durch die üblichen 


tauwehre abgedämmt, fo 


daß am Werk ſelbſt der Walleripieget der Saar um 10 Meter auf 


etwa 11,7 Meter gehoben wird. Die bis — oe reichende 
Staulänge beträgt 10,5 Kilometer. Der Flächenſpiegel des Stau⸗ 
E. umfaßt im ganzen 1,02 Quadratkilometer, ſein Inhalt 

Millionen Kubikmeter. Die Saar wird am Kraft⸗ 


werk eine Spiegelbreite von 200 Meter haben. 


Durch die Anſtauung werden 22 Hektar Acker, 9 Hektar Weide und 
11 Hektar Wald, st So — 42 Hektar Land überflutet 
werden. Da Kreisſtraße und Eiſenbahn dicht am Ufer der Saar 
entlangführen, werden Teile von ihnen in das Ueberſchwemmungs⸗ 
gebiet einbezogen. Deshalb muß die Eiſenbahn bis zur Mitte 


ſchließen. 
Bie Baukoſten für das Stauwehr, 
Schleuſen, Eiſenbahn⸗ 8 uſw. betragen 4 Millionen, für die 


für die ſüdliche 


Opferfreudigkeit der Gaarbeni wird 
hat die nn Nhein⸗ pferfreudigke völkerung 


der Hammer ⸗Schleiſe eine Strecke von Kilo 
meter zu verlegen bzw. teilweiſe bis 5 Meter auf ein 


würde. Die Boden bewegung 
150 000 Kubikmeter Erde, das 
5 t, das die Saar in ihrer ganzen Breite abjper 
lt zwei Oeffnungen von je 20 Meter Breite die bei j orten 
ochwaſſer geöffnet werden können, während fie ſonſt geſchloſſen 
nd. Das Werk nimmt auch Nuaſicht auf eine etwa —— 
aar⸗ und Moſelkanaliſierung. Daher iſt am linken 
Ufer beim Wehr eine Schleuſe vorgeſehen, durch die 300 Tonnen 
große Saarſchiffe geſchleuſt werden können. Dieſe — ag iſt 
40,80 Meter lang, 6,00 Meter breit und 2 Meter tief. Sollte ſpäter 
einmal die el kanaliſtert werden, muß die Möglichkeit vor: 
anden ſein, daß auch größere Schiffe ſolche von 200 Tonnen die 
ar befahrenn. Daher iſt v ejeden, daß die Abſchlußmauer 

unmittelbar neben dem Kraftwerk durchbrochen werden kann. 

die Oeffnung ſoll dann eine Schleuſe für 1500 Tonnen 
8. 2 werden. Dieſe Schleuſe wird 110 Meter lang, 

12 Meter breit ſein bei einer ſſertiefe von 3 Metern. 7 
Das Kraftwerk ſoll zunächſt drei, ſpäter vielleicht auch vier 
nen alten. Die drei Turbinen verſchlucken in der 

Sekunde zuſammen 120 Kubikmeter Waſſer, was einer Leiſtu 

von 8000 Kilowatt die Stunde oder 33 Millionen Kilowatt el 


ür die ganze Anlage um 


n, 7 * die Uferſtraße auf 6 Rilo. 
tauwerk 30 000 Kubikmeter, 600 


triſcher Kraft im Jahr im Mittel entſpricht. Vom Kraftwerk 


ühten die Leitungen in ein in der Nähe zu errichtendes Trans⸗ 
ormatorenhaus, wo die elektriſche Spannung hochtransformiert 
wird, um auf weitere Entfernungen übertragen werden zu können, 
da es ſich um die Verſorgung weiterer Gebiete bis Koblenz und 


Mainz handelt. Es ſoll die — 4 1 geſchaffen werden, das 


Stromnetz des Werkes an des Rhein⸗Nuhrgebiets anzu⸗ 


Kraftwerk nebſt 


ebenfalls illionen, zuſammen 8 Millionen 
Idmark. 


Die Bauzeit iſt auf 2 bis 2½ Jahre berechnet; während 
dieſer Zeit können Arbeiter 


inden beim Ausroden von Wald, Höherlegung der Eiſenbahn u 
er Kreisſtraße, beim Bau des Werkes uſw. nn die Konzeſſion 


bald erteilt wird, hofft man die vorbereitenden Arbeiten noch im 


kommenden Winter beginnen können. Ueber die Frage, wer 
das Werk bauen ſoll, ift eine Einigung noch nicht erzielt | 

Die Gemeinden Hamm und Serrig, deren Ader- und 
Wieſenland überſchwemmt wird, follen von der „Kraftverſorgung 
einprovinz“ nach folgendem Plan entſchädigt 
werden: Den beiden Gemeinden ſoll für das abzutrende Land an 
anderen Stellen Gelände übereignet werden, das auf Koſten der 


Kraftverſorgung gerodet und kultiviert werden ſoll. 


Soweit man bei der erſtmaligen Prüfung des Planes er⸗ 
kennen kann, handelt es ſich, wie auch die „Trier. Landesztg.“ 
folgert, um eine Anlage, 
dient. Werden doch nach Verwertung der yt en Kraft jähr⸗ 
lich an 40 000 Tonnen Kohlen erſpart. Ein billigerer elektriſcher 


Strom kann unſerer Induſtrie und dem Gewerbe nur von Vorteil 


fein; er wird dazu beitragen, beide konzurrenzfähiger zu machen. 


Kleine Tageschronik. 


Das Kinderhilswerk des Saargebiets. Das vom 
berg-Gaarbriiden ins Leben gerufene Hilfswerk des Saargebietes 
für die hungernden deutſchen Kinder hat einem vorläufigen 
bſchluß geführt. Insgeſamt haben 2600 Kinder aus Berlin, Ham⸗ 
burg, Kaſſel, Hannover und aus den Rheinlanden im Saargebiet 
eine überaus herzliche achtwöchige Gaſtfreundſchaft genoſſen. Die 
Kinder ſind von ihren Pflegeeltern zu 75 v. H. neu eingekleidet 
worden. Viele von ihnen haben 8—10 Pfund zugenommen. Die 
werten ſein, wenn man in Betracht zieht, daß die wirt a0 — 
liche Lage des Saargebiets in den letzten Monaten infolge 
Unſtabilität der Frankenwährung eine außerordentliche 
Schwächung erfahren hat. Das Hilfswerk für Deutſchland ſoll 
im Herbſt d. J. wieder aufgenommen werden. 

Welchen tiefen Eindruck dieſes Kinderhilfswerk hinterlaſſen 
und welche dankbaren Gefühle es ausgelöſt hat, ergibt ſich aus dem 
olgenden Brief, der aus Karlsruhe bei Pfarrer Lim be dem 

eiter des Jugend⸗ und Wohlfahrtsamtes Saarbrücken, einlief: 


Sehr geehrter Herr Pfarrer! 


farrer ims 


Durch das evangeliſche Jugend⸗ und Wohlfahrtsamt in 
abt 


Saarbrücken if es uns m eworden, aus unſerer 

360 Kinder, die durch die wirtſchaftliche Notlage in ihrem 

körperlichen und gelftigen gehemmt find, in vets 
iedenen Gemeinden des rgebiets in Erholung zu bringer. 
ie wit vernommen haben, ſi 

gebracht, ewrden außerordentlich gut verpflegt und zum Te 


die an ſich verwirklicht zu werden ver 


alle Kinder vortrefflich unter 


— 


1 
1 
1 
— — 
27 
U 
> 
* 
*¢ 
4, 
— 
14 
‘ 7 
* * 
? 
* 
72 
* 
4 
— 
* 
— 
* 
a 
* 
* 4 
— 
7 
1 * 
1 
> 


— 151-— 


lis. diele nde Unterſtützung 
Dank 


aus und bitten Sie, auch Ihren Beamten und 
amtinnen ſowie den Herren Geiſtlichen und den Gemeinden in 
unſerm Namen den wärmſten Dank zu übermitteln. * 
Gott 1 dieſes tatkräftige Chriftentum des 
Gaargebietes! Wie wir heute unſerer dort unter⸗ 
gebrachten Kinder gedenken, ſo werden auch in Zukunft unſere 


nken mit den einden an der Saat in Dankbarkeit und 
Treue verbunden ſein. | 
Der badi evangeliſche Oberkirchenrat. 


Der Oberbürgermeiſter von Karlsruhe. 
Der evangeliſche Kirchengemeinderat Karlsruhe. 


Ein engliſcher Konſul für das Saargebiet. 


Der engliſche Unterſtaatsſekretär Ponſonby teilte auf eine An⸗ 
frage mit, da die Frage der Ernennung eines engliſchen Kon⸗ 
für das Saargebiet 3 werde. 

Reue Uniform. Am 1. Oktober dieſes Jahres erhalten die 
Eiſenbahnbeamten des Saargebietes neue ithett. Sie 
nach franzöſiſchem Schnitt, alſo recht unvorteilhaft. Die 
bisherigen militätiſch zugeſchnittenen Uniformſtücke dürfen nur 

bis zum 1. April 1925 getragen werden, dann müſſen ſie 
von der Bildfläche verſchwinden. anch ſtattlicher Beamter der 
Eiſenbahn. den — jetzige Uniform ſo gut kleidet, wird dieſelbe 
mit Trauer ablegen und die verwelſchte nur mit Mißbehagen 
und Aerger anziehen. Auch die Poſtbeamten ſollen in ihrer 
Kleidung verwelſcht werden. Man ſollte die alte blaupreußiſche 
Uniform aber vor Motten hüten, und gut aufbewahren, denn es 
kommt die Zeit, da ſie wieder getragen wird. 

Ottenhauſen. Der Schloſſer Felten von hier, der an dem 
Kraft⸗ und ſſerwerk der Grube Luiſenthal beſchäftigt ijt, ver⸗ 
unglückte auf ſeiner Arbeitsſtelle tödlich, indem er von den großen 
Kraftmaſchinen buchſtäblich in zwei Hälften geriſſen wurde. 

Dudweiler. Montags ſtarb hier die Ehefrau des penſionierten 
Bergmanns Matth. Hager. Am Mittwoch beſorgte letzterer vr 
die üblichen Geſchäfte. In der Wohnung angelangt, legte er fi 

* nieder, erlitt dabei einen Schlaganfall und folgte fo 
finer attin gleich in die Ewigkeit. Freitags wurden dann beide 
gemeinſam zur ewigen Ruhe gebettet. 

Neunkirchen. Als Kopfblatt der „Volksſtimme“ erſcheint ſeit 
wenigen Wochen hier das are ty Echo“. 

Fraulautern. Zu dem gräßlichen Unglück, hervorgerufen 
durch Exploſion einer Handgranate auf dem Exerzier⸗ 
platz, wird 8 —— gemeldet: Es iſt nicht das erſte Mal, 
daß auf dem Exerzierplatz ein derartiges Ding liegen geblieben 
iſt. Es wurden ſogar ſchon Handgranaten in größerer Anzahl 
auf dem Exerzierplatz gefunden, und es iſt nur zu verwundern, 


daß nicht ſchon früher ein a og oder noch weit ſchwereres 


Unglück ſich ereignete. n der Bevölkerung herrſcht nur eine 
Stimme des Unwillens über die Leichtfertigkeit, mit der 


hier mit 1 Gegenſtänden umgegangen wird, und 


man erwartet von der Regierungskommiſſion, der die Wohlfahrt 
der Saargebietsbewohner anvertraut iſt, daß ſie alle Schritte 
unternimmt, um die Bevölkerung ehen Gefährdung der perſön⸗ 
lichen Sicherheit durch das franzöſiſche Militar zu ſchützen. 
Die feierliche Enthüllung des Kriegerdenkmals der Gemeinde 
tauleutern fand am 1. Juni unter gewaltigem Andrang der 
A . att. Die Einweihungsfeier vollzog ſich in ernſter, 
würdiger Weiſe. Als das alte, ergreifende Lied „Ich hatt' einen 
Kameraden“ von allen Feſtteilnehmern geſungen wurde, ent⸗ 
blößten ſich die Häupter der tauſendköpfigen Menſchenmenge in 
ückerinnerung an all' die Leiden der Kriegs⸗ und Nachkriegszeit. 
Stumm haben es ſich alle wieder geſchworen und ſie werden es 
halten: Hier, wo alter deutſcher Geiſt — Ueber unſeren Heimat⸗ 
auen — Wie der Adler mächtig kreiſt — werden alle, alle. — 
ieder alle an der deutſchen Zukunft bauen! 


Tei 


Landrat v. Salmuth 7. Am 5. Juni d. J. erlag der Landrat 


des Landkreiſes Hagen, v. Salmuth, einem Gehirnſchlag. Der 
erſtorbene war früher Polizeiaſſeſſor und längere Zeit 3 
tretender Polizeidirektor von Saarbrücken. Er erfreute ſich nicht 
nur in Saarbrücken, ſondern im ganzen Saargebiet weiteſter Be⸗ 
licbtheit Sein aufrechter, treudeutſcher Charakter war ſelbſtver⸗ 
ſtändlich den Franzoſen und ihren vaterlandsverräteriſchen Hand⸗ 
lungen zuwider, ſo daß es nicht verwunderlich iſt, daß er bereits 
im Jahre 1919 der franzöſiſchen Ausweiſungsbrutalität zum 
Opfer fiel. Herr Dörffert, der „getreue“ Diener des Herrn 
Adler, könnte über die Vorgeſchichte dieſer Ausweiſung und ſo 
mancher andern manches erzählen. —— hat aber Herr 
vs Salmuth dem Saargebiet auch in ſeinem neuen Wirkungskreis 
pene Andenken bewahrt. Wir find gewiß, daß ihm auch das 
aargebiet gleiches Treugedenken über ſein Gruab hinaus hält. 
Von der Eiſenbahn. Beſtandene ee ag Die Priifung 
zum Eiſenbahnſekretär haben beſtanden: E.⸗A. Aug. Lenz bei 


leitung betonte 26 daß es gerade die Ausgewieſenen ſeien, die 


der G. A. Dillingen, E.⸗A. Peter Schleimer dei der V. K. 2 
Saarbrücken, E.⸗A. Martin Megers beim Perſonaltarifbüro, 
E.⸗B.⸗A. Franz Steuer beim Petſonaltarifbüro, E.⸗A. 5. Ru 
mann beim Wohlfahrtsbüro, E.⸗B.⸗A. A. Bohnenberger 
beim Reklamationsbüro. Die Prüfung zum Eiſenbahnaſſiſtenten 
2 beſtanden: E.⸗B.⸗A. Schneidet, Bender, Käufer 
n Saarbrücken, Schmitz in Völklingen, Speicher, Feder⸗ 

tel in Dillingen, atzen bacher in Neunkirchken und 

ohr in Brefeld. Die Feufang zum Eiſenbahnaſſiſtenten im 
golladjertiguugedientt haben beſtanden: die llaushelfer 

agner Joſef und Gleſer in Merzig, Scherer in Biers 
bach, Fichter, Ripp, Wagner Otto, Stein, Bindſack, 
Glofki, Hamm, Gedeis und Münch in Homburg, 
Groſſe in Saarbrücken. 

Herr Rabbiner Dr. Alexander von der Saarbrücker Syna⸗ 
gogengeminde ſchied nach faſt dreijähriger Wirkſamkeit aus 
einem Saarbrücker Amte, um einem ehrenvollen Rufe an eine 

erſliner Gemeinde Folge zu leiſten. Er erfreute ſich nicht (lein 
in ſeiner Gemeinde, ſondern auch in weiteren Kreiſen der übrigen 
a2 wegen ſeiner vornehmen Geſinnung allgemeiner 
ochachtung. 

Auf eine 30 jährige Dienſtzeit als Hallen⸗ und Wiegemeiſter 
konnte der Oberhallenmeiſter Birkenbeul vom St. Johanner 
Schlachthof zurückblicken. Der Jubilar hat es in der langen 
Dauer ſeiner Dienſtzeit durch ſein jederzeit freundliches, entgegen⸗ 
kommendes Benehmen, verbunden mit peinlichſter Gewiſſenhaftig⸗ 
keit in der Ausführung ſeiner Dienſtpflicht verſtanden, den dienſt⸗ 
lichen Verkehr mit ihm zu einem angenehmen und reibungsloſen 
zu geſtalten und ſich die Achtung aller mit ihm in Berührung 
kommenden Geſchäftsleute zu erwerben. — Sein 25jähriges 
Berufs jubiläum auf dem Gußſtahlwerk im Stadtteil 
Burbach feierte der Platzmeiſter Johann Fuchs. — Für 25 
NA Dienſtzeit bei der pfälziſchen Pflicht⸗ 
euerwehr wurde der Branddirektor Gaffga in Franken⸗ 
holz, Vertreter des Bezirks Homburg, vom bayeriſchen Staats⸗ 
miniſterium des Inern mit der blauen und ſilbernen Medaille am 
weißblauen Bande ausgezeichnet. 

Superintendent i. R. Adolf Zilleſſen vollendete in körper⸗ 
1075 Rüſtigkeit und großer geiſtiger Friſche das 94. Lebens⸗ 
ahr. 


Promotion. Ma cum laude promovierte an der Univers 
fität Frankfurt zum Dr. chem. Julius Hauſen aus Saarlouis. 

Die diamantene Hochzeit konnten am 4. d. M. die Eheleute 
aus Saarlouis 2 feiern. — goldenes 
Ehejubiläum feierten in Rußhütte in voller geiſter und 
körperlicher Friſche die Eheleute Penſionär Johann Umer und 
Eli 1 1 geb. Ridder. Von 11 Kindern des Jubelpaares find 
noch fünf am Leben, denen wieder etwa 30 Enkel und drei Urenkel 
entſproſſen find. — Ferner konnten die goldene Hochzeit feiern 
die Eheleute Metzgermeiſter Friedrich Leibenguth in Elvers⸗ 
berg und die Eheleute Woll⸗Kuhn zu Gennweiler. — Das 
ſilberne Ehejubiläum konnte Juſtitiar Dr. Kru dene 
meyer, der frühere Chefredakteur der „Saarbr. Volkszeitung“, 
und Frau Emmy geb. Feldhuß begehen. 


Die Saarfrage auf den Deutſchtums⸗ 


tagungen. 

Auf der 5. Tagung des Deutſchen Schutzbundes in Graz in 
Oeſterreich, über welche die Lagesprelie eingebend beridtete, famen 
am 5. Juni in einer Sonderſitzung aud die Weſtfragen 
zur Beſprechung durch eingehende Vorträge von Perſönlichkeiten, 
die als Heimatſtändige die Verhältniſſe genau kennen und in 
feſſelnder Weiſe zu ſhüudern verſtanden. Für Elſaß und für 
Lothringen ſprachen zwei Redner, für das Rheinland, für die Ruhr 
und für die Pfalz * — beſondere Redner. Ueber die Saarfrage 
ſprach Verwaltungsdirektor Bog Berlin. ſeiner Ein⸗ 


— 


** — he * * 
~ * 
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nicht nur das Recht, ſondern auch die Pflicht hätten, wo immer 
ry auch nur Gelegenheit biete, über die Saarfroge zu 
prechen und auf den ſchweren Kampf, den die treudeutſche 


Landes um die Deutſcherhaltung dieſes kerndeutſchen 


Landes führe, hinzuweiſen. Im Saargebiet wird es 15 — 
ſchmerzlich empfunden, daß man im nichtbeſetzten deutſchen 

lande weni — 1 die durch das Friedensdiktat von 
Verſailles geſchaffenen Verh: 

es datin etwas beſſer geworden ſei, Jo ſei das nicht zuletzt das 
Verdienſt des Bundes „Saar⸗Verein“. E 

Deutſchen Schutzbundes, dem der Bund „Saar⸗Ver⸗ 
ein“ ſeit ſeiner Gründung als Mitglied angehöre, dürfe nicht 
ſtattfinden, ohne daß auch über das Saargebiet 
berichtet werde. In der Krone in Aßmannshauſen 
— vor einiger Zeit ein junger Student goldene Worte in das 


remdenbuch eingetragen, die ein Loblied für die Saar⸗ 


bevölkerung bedeuten und wie folgt lauten: 
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Volt, das die Treue fo zu halten verſtehe, wie 
Jaber tue, und es dürfe dem verſtorbenen 
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Singe, o Sanger, das Loblied der Saar, 

and, ihre Menſchen ſind unwandel bar! 
le halten in Treue am Vaterland felt; 

Mag brauſen der Sturm von Oſt oder * 


In der Tat gäbe es im ganzen deutſchen Vaterlande 


die Saar⸗ 
u 


Rathenau niemals vergeſſen werden, daß er in ſeiner letzten 

eichstagstede die Fung des deutſchen Saarvolkes dem ganzen 
deutſchen Volk als Vorbild deutſcher Einigkeit und 
deutſcher Einmütigkeit hingeſtellt habe. Politiſch, wirt⸗ 


wierig gelagert, weil ſämtliche Kohlengruben mit dem einzigen 
eichtum des Saargebiets, der Steinkohle, auf die Dauer von 
15. Jahren in den Beſitz Frankreichs ge jegliche Schuld und Laſt 
iibergegangen ſeien. Damit jet der Lebensnerv deutſchen Wirt⸗ 
chaftslebens an der Saar geradezu 132 Als Beſitzerin 
amtlicher preußiſchen und bayeriſchen Kohlengruben jet Frankreich 
nicht nur auf wirtſchaftlichem Gebiete, ſondern auch politiſch und 
kulturell Beherrſcherin des geſomten Lebens an der Saar. Dazu 
komme, daß dieſes urdeutſche Land, deſſen taujendj abrige Geſchichte 
immer preußiſch und deutſch geweſen ijt, dem Völkerbund auf die⸗ 
1 Dauer unterſtellt worden ſei, welcher als Treuhänder dieſe 


: leet und kulturell ſeien die Verhältniſſe im Saargebiet äußerſt 


nigliedrige Saatregierungskommiſſion 3 habe, die aus⸗ 
ſchließlich unter franzöſiſchem 1 1 e mit einem franzöſiſchen 
täfidenten an der Spitze ſtehe und die es bis bh + in offenſicht⸗ 
licher Weiſe als ihre Hauptaufgabe betrachtet habe, die Franzö⸗ 
erungsbeſtrebungen mit allen Mitteln zu begünſtigen und zu 
ördern. as im Saargebiet ſich vollziehe, iſt nichts weiter als 
eine verſchleierte Annexion, nachdem die unmittelbare 
Annexion während der Friedensverhandlungen im Juni 1919 
epigeldtagen iſt. Es fei unerklärlich und unverſtändlich, wie der 
ölkerbund einen derartig gemeinen Betrug ruhig hinnehme. Die 
anze Geſchichte des Saargebiets zeige uns eine von vaterländi⸗ 
ſcher Begeiſterung tief durchdrungene echte deutſche Bevölkerung, 
welche ihre vatetländiſche Treue in all den Kriegsjahren, be⸗ 
23 aber 1870/71, in den Auguſttagen der Schlacht von 
Aa de und auch im großen Weltkriege in geradezu vorbildlicher 
eiſe dargetan habe. 5 anſchaulicher Weiſe und in heißer Liebe 
ſchilderte er ſeine Saarheimat, die er mit Recht als ein Kleinod 
landſchaftlicher Reize bezeichnete. Die wirtſchaftliche Bedeutung 
des Saargebicts hob er durch eine eingehende Schilderung des 
Steinkohlenbergbaues und der mit ihm eng verbundenen Eiſen⸗ 
itten⸗, Glashütten⸗, keramiſchen Induſtrie uſw. hervor. Wie die 
atur dieſes herrliche Land mit Schönheiten und Reichtum aus⸗ 
ſezeichnet habe, fo werde es bewohnt von einer Bevölkerung, die 
ſtelz und treu mit jeder Faſer des Denens an der Heimat hängt, 
von faſt hunderttauſend Berg⸗ und Hüttenarbeitern unvermiſcht, 
rein von jedem Fremdenblut, fleißig, brav und treudeutſch. Gera 
die Arbeiterſchaft an der Saar ſei es, die im Wusharren und Aus⸗ 
Iten vorbildlich daſtehe; vorbildlich — aber auch in Einig⸗ 
it und Einmütigkeit alle politiſchen Parteien, alle Konfeſſionen 
und die geſamte Preſſe, die in ſtummem Kampfe zuſammenſtehen, 
während Tag und Nacht das Ringen um die Deutſcherhaltung des 
Saargebiets ate Was das bedeute, könne nur der er⸗ 
meſſen, welcher all die ſeeliſchen Bedrückungen kenne, die die Be⸗ 
immungen des Verſailler Diktats für die Saarbevölkerung mit 
. gebracht oe Er ſchilderte in eingehender Weiſe das 
yſtematiſche Vorgehen der Franzosen, kennzeichnete die Brutalität 
er ungeheuerlichen Ausweiſungsmaßnahmen, der gerichtlichen 
ſtrafungen uſw., um dann ein klares Bild zu geben von dem 
. — ampfe, den das Saargebiet mit der unter franzöſiſchem 
ufluſſe ſtehenden Saarregierungskommiſſion zu führen habe. 
Dem von franzöſiſcher Seite formulierten Text der Friedensbe⸗ 
mmungen über das Saarbecken entwüchſen die Bedrückungen, 
kechtloſigkeit, Vergewaltigung und Elend der Saarbevölkerung, 
die heute mehr denn je ihre Notſchreie in die Welt und ihren 
Hilferuf an den Völkerbund richtet, für welch letzteren das Saar⸗ 
gebiet in der Tat der Prüſſtein des hohen Gedankens der Völker⸗ 
verfobnung ſein müßte, wenn man es wirklich ehrlich damit 
meine. Die Ganze Schulpolitik ſei trotz der deutſchen Ge⸗ 
finnung der Saarbevölkerung eine ſehr große Gefahr, die man 
nicht unterſchätzen dürfe. Erfreulich ſei die gute Haltung der Be⸗ 
völkerung, beſonders aber die Einigkeit der politiſchen Parteien, 
und wenn man bei den Abordnungen, die von der Bevölkerung 
immer und immer wieder zur Wahrnehmung ihrer Rechte nach 
Genf geſchickt werden, neben dem Großinduſtriellen Kommerzien⸗ 
rat Dr. Hermann Röchling den ſozialdemokratiſchen Arbeiter⸗ 
führer Valentin Schäfer und den der Zentrumspartei ange⸗ 
hörigen Rechtsanwalt Levacher ſehe, fo fet das ein Beweis dafür, 
daß man im Saargebiet von echtem nationalen Empfinden ge⸗ 
tragen in erſter Linie dahin eingeſtellt ſei, das Vaterland 
Über alles zu ſtellen, das Vaterland, das jeder 
Saarländer von ganzem Herzen liebe. In den Ver⸗ 
ſammlungen, in der Preſſe, im Landesrat und allüberall, wo ſich 
Gelegenheit biete, gebe die Saarbevölkerung immer und immer 


fein 
zenminiſter 
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Geſindel zu ſtellen wiſſe, von dem 


wieder ihrer inneren Gefinnung Ausdruck, wohin ihr 


e 
Deutſchland! Das Diktat von Verſailles ſei 1 
t angeblichen deutſchen Schuld im Weltkriege. Sie fei dig 
Grundlage, auf der die Ententemächte das vernichtende Vorgehen 
pepen. Deutſchland ſeit 1918 aufbauen. Dieſe Kriegsſchuld⸗ 
ge ſei eine wider beſſeres iſſen in aller 
Welt verbreitete Verleumdung des gan 
deut Volkes, und der Rampt gegen dieſe Krie 
lüge jet daher eine Lebensfrage fur utſchland, für 
Deut] en ganz beſonders aber für unjer deutſches Saarg 9 
Ohne Klärung der Schuldfrage ſei keine | 
auf Wiederher deutſcher Ehre, 
eutſchen und deutſcher Gleichberech⸗ 
tigung in der Welt. Das, was Frankreich t als fünf 
re lang an Brutalitäten, an Gemeinheiten, an ujtereien, 
an Plünderungen, an Morden uſw. dem deutſchen Volke angetaß 
habe, könne nicht jo ohne weiteres aus dem Herzen der Sagt 
. ausgelöſcht werden. Das, was Frankreſch 
isher geſät an Rhein, Ruhr, Saar und in der Pfalz, werde 
ſeine Früchte tragen. Aber erſt, wenn wir wirklich einig find 
und ſelbſtbewußtes nationales Empfinden in alle Schichten 
unſeres Volkes wiederkehrt, erſt dann wird unſer Aufſtieg be⸗ 
innen können. Vorbildlich für dieſe unbedingt notwendige 
a ae jet die Haltung der etry | an der Saar, die in, 
nffährigen Kampf der Welt durch die Tat bewies: „Deuſt 
jt die Saar und wird es ewig bleiben.“ 7 


mmlu des Vereins für das 
Deutſchtum im us land, welche zu ingiten in 
Hannoverſch⸗Münden tagte, hielt am 13. Juni der Leiter der Ges 
„Saar⸗Verein“, irektor Vogel, in der 
Aula des Gymnaſiums einen Vortr ber Rhein, Rube, Saat 
und Pfalz, in welchem er in ag eder Weiſe eine lebhafte 
Schilderung der durch das Friedensdiktat von Verſailles, beſon⸗ 
ders durch das Vorgehen der Franzoſen, geſchaffenen Verhältni 
3 m Eingang ſeines Vortrages wies er darauf hin, daß a 
ot, aller Zerfall, all die ſeeliſche und körperliche Bitternis ihre 
tieſſte Urſache in dem aller Menſchlichkeit und allem Rechts⸗ 
empfinden Hohn ſprechenden Diktat von Verſailles habe. Dieſes 
Diktat ſei unter Bruch des im Herbſt 1918 amtlich und feierlich 
von dem Feind gegebenen Verſprechens eines wahren und 
rechten Friedens aufgezwungen worden, aufgezwungen unter Wns 
drohung der Fortſetzung des Krieges und der grauſamen Hunger⸗ 
blockade gegen oe Kinder, Greiſe, Kranke und Schwache. 
Das Diktat von Verſailles ſei aber aufgebaut auf der angeblichen 
deutſchen ab in ein am Weltkriege. 
Er gab in ſeinen weiteren Ausführungen zunächſt ein ane 
chauliches Bild von den Verhältniſſen im Saargebiet ſeit der Be⸗ 
etzung und ſchilderte dann die Beſetzung der übrigen rheiniſchen 
Gebiete und den Einfall ins Ruhrgebiet. Er bezeichnete das, was 
ſich über fünf 5 in den Rheinlanden ereignet, als den 
Ausfluß erbärmlicher franzöſiſcher Feigheit und böſen Gewiſſens. 
Den Umfang und die Schwere der Ae chaft wies et in 


Auf der Hauptve 


erſchütternder Weiſe zahlenmäßig nach, desgleichen die unerträg⸗ 
lichen Beſatzungskoſten. Beſondere Ausführungen widmete et 
dem Kapitel der in franzöſiſchen und belgiſchen Gefängniſſen 
untergebrachten deutſchen Gefangenen. Zu den Bedrückungen, 
denen der deutſche Weſten beſonders durch die Franzoſen und 
Belgier ausgeſetzt ſei, ſei nun noch eine neue Geiſel gekommen, 
ag bekannte ſepatatiſtiſche Bewegung in den Rheinlanden und 
ie ſogenannten Saarbündler im Saargebiet. Auch hier ſei es 
be — daß Frankreich in den Dienſt der Loslöſun 
beſtrebungen Lumpen, Verräter, Zuchthäusler, kurz und gut alles 
es für ſeine erbärmlichen Ab⸗ 
ſichten ſich Erfolge verſpreche. Trotz allem ſtehe die Bevölkerung 
an Rhein, Ruhr, Saar und in der Pfalz in ſtummem Kamp 
feſtgeſchloſſen zuſammen, den Tag erwartend, an dem die Sklaven⸗ 
ketten fallen. In der Schmiede des Leides habe ſich der Mut und 
die Kraft geſtählt, allen Franzöſierungs⸗ und Loslöſungs⸗ 
beſtrebungen gegenüber ſtehe die Bevölkerung unnahbar. Im 
ſetzten Gebiet kenne man nur eins, liebe man nur eins: 
Vaterland, Deutſchland! Mögen die Stürme noch jo braujen, das 
eine ſei 1% daß der Rhein Deutſchlands Strom bleibe und das 
Saargebiet, wie es immer war, kerndeutſches Land. Mit einem 
warmen Appell zur Einigkeit und Einmütigkeit konnte Ber 
waltungsdireftor Vogel ſeinen intereſſanten Vortrag ſchließen. 


Brie fkaſten. be 
B. in S. 10.— Frs. erhalten. 4 
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Gebürtiger Saarbrücker 
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